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Beschlüsse des 16. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Rechtsverhältnisse der Steuerberater und 
Steuerb e vollmächtigten 
(Steuerberatungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Steuerberater, Steuerbevollmächtigte und 
Steuerberatungsgesellschaften 

(1) Steuerberater und Siteuerbevollmächtigte lei- 
sten geschäftsmäßig Hilfe in Steuersachen nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes. 

(2) Die Ausübung der Steuerberatung ist kein 
Gewerbe. 

(3) Steuerberatungsgesellschaften bedürfen der 
Anerkennung. Die Anerkennung setzt den Nachweis 
voraus, daß die Gesellschaft von Steuerberatern 
verantwortlich geführt wird. 

§ 2 

Inhalt der Tätigkeit 

(1) Steuerberater und Steuerbevollmächtigte ha- 
ben die Aufgabe, im Rahmen ihres Auftrags ihre 
Auftraggeber in Steuersachen zu beraten, sie zu 
vertreten und ihnen bei der Bearbeitung ihrer 
Steuerangelegenheiten und bei der Erfüllung ihrer 
steuerlichen Pflichten Hilfe zu leisten. Dazu gehört 
auch die Hilfeleistung in Steuerstrafsachen und bei 
der Erfüllung von Buchführungspflichten, die auf 
Grund von Steuergesetzen bestehen, insbesondere 
die Aufstellung von Steuerbilanzen und deren 
steuerrechtliche Beurteilung. 

(2) Die Vorschriften der einzelnen Verfahrens- 
ordnungen über die Zulassung von Bevollmächtig- 
ten und Beiständen bleiben unberührt. 

§ 3 

Auswärtige Geschäftsstellen 

Auswärtige Geschäftsstellen können unterhalten 
werden, soweit dadurch die Erfüllung der Berufs- 
pflichten nicht beeinträchtigt wird. Leiter der aus- 
wärtigen Geschäftsstelle muß ein Steuerberater oder 
Steuerbevollmächtigter sein. 


ZWEITER TEIL 

Voraussetzungen für die Berufsausübung 

ERSTER ABSCHNITT 

Persönliche Voraussetzungen 

§ 4 

Prüfung, Befreiung von der Prüfung 

(1) Als Steuerberater darf nur bestellt werden, 
wer die Prüfung als Steuerberater bestanden hat 
oder von dieser Prüfung befreit worden ist. 

(2) Als Steuerbevollmächtigter darf nur bestellt 
werden, wer die Prüfung als Steuerbevollmächtigter 
bestanden hat oder von dieser Prüfung befreit wor- 
den ist. 

§ 5 

Vorbildung für die Prüfung als Steuerberater 

(1) Ein Bewerber ist zur Prüfung als Steuerbera- 
ter zuzulassen, wenn er 

1. ein wirtschaftswissenschaftliches oder 
re ch t s wi s s e n s ch af 1 1 i ch e s H o ch s chul Studium 
abgeschlossen hat und 

2. nach Abschluß des Studiums drei Jahre 
lang auf dem Gebiet des Steuerwesens bei 
einer Person oder Gesellschaft, die nach 
§ 107 a der Reichs ab gab enordnung zur 
Hilfeleistung in Steuersachen befugt ist, 
hauptberuflich praktisch tätig gewesen 
ist. Durch Verordnung kann bestimmt wer- 
den, welche Tätigkeiten als gleichwertig 
zu betrachten sind. 

(2) Die Voraussetzungen des Absatzes 1 entfal- 
len bei ehemaligen Beamten und Angestellten der 
Finanzverwaltung, die während der letzten zehn 
Jahre vor dem Ausscheiden aus dem Dienst minde- 
stens fünf Jahre lang auf dem Gebiet des Steuer- 
wesens als Sachgebietsleiter oder in mindestens 
gleichwertiger Stellung tätig gewesen sind. 

(3) Von der Voraussetzung des Absatzes 1 Nr. 1 
kann abgesehen werden 

1. bei Steuerbevollmächtigten, die ihren Be- 
ruf zehn Jahre lang hauptberuflich ausge- 
übt und sich besonders bewährt haben; 
das Finanzamt der beruflichen Niederlas- 
sung soll vorher gehört werden; 
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2. 'bei Bewerbern, die ein landwirtschaftliches 
Hochschulstudium abgeschlossen haben, 
wenn sie die Erklärung abgeben, daß sie 
die Steuerberatung im wesentlichen für 
1 and wi r ts cha f 1 1 i che , f o rs twi r t s ch af tl i ch e , 

gärtnerische und Weinbau-Betriebe aus- 
üben werden. 

§ 6 

Vorbildung für die Prüfung als 
Steuerbevollmächtigter 

(1) Ein Bewerber ist zur Prüfung als Steuerbe- 
vollmächtigter zuzulassen, wenn er 

1. das Zeugnis der mittleren Reife besitzt 
oder nach zweijährigem Besuch einer 
staatlich anerkannten Handelsschule oder 
einer gleichwertigen Anstalt eine Ab- 
schlußprüfung bestanden oder sich auf 
andere Weise entsprechende Kenntnisse 
erworben hat; 

2. eine ordnungsmäßige Lehrzeit im steuer- 
beratenden, wirtschaftsberatenden oder 
kaufmännischen Beruf mit Ablegung der 
Gehilfenprüfung abgeschlossen oder eine 
als geeignet anerkannte Verwaltungsaka- 
demie oder gleichwertige Lehranstalt vier 
Semester lang besucht hat und 

3. nach Erfüllung der Voraussetzung zu Num- 
mer 2 vier Jahre lang auf dem Gebiet des 
Steuerwesens hauptberuflich tätig gewesen 
ist. 

(2) Die Voraussetzungen des Absatzes 1 fallen 
weg 

1. bei Bewerbern, die zur Prüfung als Steuer- 
berater zugelassen werden dürfen (§ 5 
Abs. 1, 2); 

2. bei ehemaligen Beamten und Angestellten 
der Finanzverwaltung, die während der 
letzten zehn Jahre vor dem Ausscheiden 
aus dem Dienst mindestens fünf Jahre 
lang auf idem Gebiet des Steuerwesens als 
Sachbearbeiter oder in mindestens gleich- 
wertiger Steilung tätig gewesen sind. 

§ 7 

Gemeinsame Voraussetzungen für die Prüfung 

(1) Die Zulassung zur Prüfung setzt ferner vor- 
aus, daß der Bewerber 

1. seinen Wohnsitz im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes hat; 

2. in geordneten wirtschaftlichen Verhältnis- 
sen lebt und 

3. nicht Beamter oder Angestellter der 
Finanz Verwaltung ist, es sei denn, daß er 
seine Entlassung beantragt hat. 

(2) Die Zulassung zur Prüfung ist wegen Fehlens 
der persönlichen Eignung zu versagen, wenn der 
Bewerber 

1. infolge strafgerichtlicher Verurteilung die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter nicht besitzt; 


2. in einem Dienststrafverfahren durch 
rechtskräftiges Urteil mit der Entfernung 
aus dem Dienst bestraft worden ist; 

3. infolge eines körperlichen Gebrechens 
dauernd unfähig ist, den Beruf des Steuer- 
beraters oder Steuerbevollmächtigten ord- 
nungsmäßig auszuüben. 

(3) Die Zulassung zur Prüfung kann versagt 
werden, 

1. wenn der Bewerber sich so verhalten hat, 
daß die Besorgnis begründet ist, er werde 
den Berufspflichten als Steuerberater oder 
Steuerbevollmächtigter nicht genügen; 

2. wenn der Bewerber nicht Deutscher im 
Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grund- 
gesetzes ist; die Vorschriften des Gesetzes 
über die Rechts Stellung heimatloser Aus- 
länder vom 25. April 1951 (Bundesge- 
setzibl. I S. 269) sowie Vorschriften in 
Staats Verträgen bleiben unberührt. 

§ 8 

Voraussetzungen für die Befreiung von der Prüfung 

(1) Von der Steuerberaterprüfung sind zu be- 
freien 

1. Hochschullehrer, die «auf dem Gebiet des 
Steuerrechts lehren oder gelehrt haben; 

2. ehemalige Finanzrichter, Beamte und An- 
gestellte des höheren Dienstes des Finanz- 
verwaltung, die während der letzten zehn 
Jahre vor dem Ausscheiden aus dem 
Dienst mindestens fünf Jahre lang auf 
dem Gebiet des Steuerwesens als Sachge- 
bietsleiter oider mindestens in gleichwerti- 
ger Stellung tätig gewesen sind. 

(2) Von der Steuerbevollmächtigtenprüfung sind 
ehemalige Beamte und Angestellte der Finanzver- 
waltung, die während der letzten zehn Jahre vor 
dem Ausscheiden aus dem Dienst mindestens fünf 
Jahre lang auf dem Gebiet des Steuerwesens als 
Sachbearbeiter oder in mindestens gleichwertiger 
Stellung tätig gewesen sind, zu befreien. 

(3) Die Vorschriften des § 7 für die Zulassung 
zur Prüfung gelten auch für die Befreiung von der 
Prüfung. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Bestellung 

§ 9 

Bestellende Behörde 

Steuerberater werden durch die für die Finanz- 
verwaltung zuständige oberste Landesbehörde 
(oberste Landesbehörde) bestellt. Steuerbevollmäch- 
tigte werden durch die Oberfinanzdirektion als 
Landesbehörde (Oberfinanzdirektion) bestellt. Die 
örtliche Zuständigkeit der bestellenden Behörde 
richtet sich nach der beabsichtigten beruflichen Nie- 
derlassung des Bewerbers. 
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§ 10 

Berufsurkunde 

(1) Der Bewerber wird durch Aushändigung einer 
Urkunde als Steuerberater oder Steuerbevollmäch- 
tigter bestellt. 

(2) Vor der Aushändigung der Urkunde haben 
Steuerberater vor der obersten Landesbehörde, 
Steuerbevollmächtigte vor der Oberfinanzdirektion 
die Versicherung abzugeben, daß sie die Pflichten 
eines Steuerberaters oder eines Steuerbevollmäch- 
tigten gewissenhaft erfüllen werden. 

§ 11 

Berufsbezeichnung 

(1) Die Berufsbezeichnung lautet „Steuerberater“ 
oder „Steuerbevollmächtigter“. Die Berufsangehöri- 
gen haben im beruflichen Verkehr die Berufsbe- 
zeichnung zu führen. 

(2) Die Führung weiterer Berufsbezeichnungen 
ist nur gestattet, wenn sie amtlich verliehen worden 
sind. Andere Zusätze und der Hinweis auf eine ehe- 
malige Beamteneigenschaft sind im beruflichen Ver- 
kehr unzulässig. 

(3) Zusätze, die auf einen akademischen Grad 
hinweisen, sind erlaubt. 

(4) Die Bezeichnung „Steuerberater", „Steuerbe- 
vollmächtigter" oder „Steuerberatungsgesellschaft" 
darf nur führen, wer nach diesem Gesetz dazu be- 
rechtigt ist. Es ist unzulässig, zum Hinweis auf eine 
steuerberatende Tätigkeit andere Bezeichnungen zu 
verwenden. Satz 2 findet auf Rechtsanwälte keine 
Anwendung. 

§ 12 

Strafvorschriften 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geld- 
strafe oder mit einer dieser Strafen wird bestraft, 
wer 

1. unbefugt die Bezeichnung „Steuerberater“ 
oder „Steuerbevollmächtigter“ führt; 

2. als Vorstandsmitglied, Geschäftsführer, per- 
sönlich haftender Gesellschafter oder Prokurist 
die Bezeichnung „Steuerberatungsgesellschaft" 
für eine Gesellschaft gebraucht, die nicht als 
solche anerkannt ist. 

§13 

Erlöschen der Bestellung 

Die Bestellung erlischt durch 

1. Tod, 

2. Verzicht gegenüber der bestellenden Behörde, 

3. rechtskräftige Ausschließung aus dem Beruf, 

4. Zurücknahme der Bestellung. 


§ 14 

Zurücknahme der Bestellung 

(1) Die Bestellung ist zurückzunehmen, wenn der 
Steuerberater oder Steuerbevollmächtigte 

1. seinen Wohnsitz in das Ausland verlegt; 

2. seine Tätigkeit nicht mehr unabhängig 
ausübt; 

3. infolge strafgerichtlicher Verurteilung die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Äm- 
ter verloren hat. 

(2) Die Bestellung kann zurückgenommen wer- 
den: 

1. wenn der Steuerberater oder Steuerbe- 
vollmächtigte infolge gerichtlicher Anord- 
nung in der Verfügung über sein Vermö- 

. gen beschränkt ist; 

2. wenn die Zulassung zur Prüfung, die Be- 
freiung von der Prüfung oder die Bestel- 
lung durch unlautere Mittel wie Täu- 
schung, Zwang oder Bestechung erschli- 
chen worden ist; 

3. wenn der Steuerberater oder Steuerbe- 
vollmächtigte infolge eines körperlichen 
Gebrechens dauernd unfähig ist, seinen 
Beruf ordnungsgemäß auszuüben. 

(3) Die Bestellung als Steuerberater wird durch 
die oberste Landesbehörde, die Bestellung als Steu- 
erbevollmächtigter durch die Oberfinanzdirektion 
zurückgenommen. Die örtliche Zuständigkeit richtet 
sich nach der beruflichen Niederlassung des Steuer- 
beraters oder Steuerbevollmächtigten. Vor der Zu- 
rücknahme sind der Betroffene und die Berufskam- 
mer zu hören. 

(4) Die Zurücknahme der Bestellung wird mit Ein- 
tritt der Rechtskraft wirksam. 

§ 15 

Wiederbestellung 

Ehemalige Steuerberater und Steuerbevollmäch- 
tigte können wiederbestellt werden, 

1. wenn die Bestellung nach § 13 Nr. 2 erloschen 
ist; 

2. wenn die Bestellung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1 
und 2, § 14 Abs. 2 zurückgenommen ist. 

DRITTER ABSCHNITT 

Steuerberatungsgesellschaft 

§ 16 

Rechtsform 

Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften 
auf Aktien und Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung können nach Maßgabe der Vorschriften dieses 
Abschnitts als Steuerberatungsgesellschaften aner- 
kannt werden. 
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§ 17 

Voraussetzungen für die Anerkennung 

(1) Voraussetzung für die Anerkennung ist, daß 
die Mitglieder des Vorstandes, die Geschäftsführer 
oder die persönlich haftenden Gesellschafter Steuer- 
berater sind und mindestens ein Mitglied des Vor- 
standes, ein Geschäftsführer oder ein persönlich haf- 
tender Gesellschafter seinen Wohnsitz am Sitz der 
Gesellschaft hat. 

(2) Die oberste Landesbehörde kann nach Anhö- 
rung der Berufskammer genehmigen, daß Wirt- 
schaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer und Steuerbevoll- 
mächtigte sowie besonders befähigte Kräfte anderer 
Fachrichtungen, die nicht Steuerberater sind, neben 
Steuerberatern Vorstandsmitglieder, Geschäftsfüh- 
rer oder persönlich haftende Gesellschafter von 
bestehenden Steuerberatungsgesellschaften werden. 
Die Genehmigung darf bei Personen anderer Fach- 
richtung nur versagt werden, wenn die besondere 
Fachkunde fehlt oder die charakterliche Zuverlässig- 
keit nicht vorhanden ist. Die Zahl dieser Vorstands- 
mitglieder, Geschäftsführer und persönlich haften- 
den Gesellschafter darf die Zahl der Steuerberater 
im Vorstand, unter den Geschäftsführern oder unter 
den persönlich haftenden Gesellschaftern nicht über- 
steigen. 

(3) Bei Aktiengesellschaften oder Kommanditge- 
sellschaften auf Aktien müssen die Aktien auf Na- 
men lauten. Die Übertragung muß an die Zustim- 
mung der Gesellschaft gebunden sein. Dasselbe gilt 
für die Übertragung von Geschäftsanteilen an einer 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung. 

§ 18 

Anerkennungsbehörde und Urkunde 

(1) Zuständig für die Anerkennung als Steuer- 
beratungsgesellschaft ist die oberste Landesbe- 
hörde, in deren Land die Gesellschaft ihren Sitz 
hat. 

(2) über die Anerkennung als Steuerberatungs- 
gesellschaft stellt die oberste Landesbehörde eine 
Urkunde aus. 

§ 19 

Bezeichnung rr Steuerberatungsgesellschaft" 

Die Gesellschaft ist verpflichtet, die Bezeichnung 
„Steuerberatungsgesellschaft" in die Firma aufzu- 
nehmen. 

§ 20 

Erlöschen der Anerkennung 

(1) Die Anerkennung erlischt durch 

1. Auflösung der Gesellschaft, 

2. Verzicht auf die Anerkennung. 


(2) Der Verzicht ist schriftlich gegenüber der 
obersten Landesbehörde zu erklären. 

§ 21 

Zurücknahme der Anerkennung 

Die oberste Landesbehörde hat die Anerkennung 
zurückzunehmen, wenn sich nach der Anerkennung 
ergibt, daß sie hätte versagt werden müssen, oder 
wenn die Voraussetzungen für die Anerkennung 
der Gesellschaft nachträglich fortfallen, es sei denn, 
daß die Gesellschaft innerhalb einer angemessenen, 
von der obersten Landesbehörde zu bestimmenden 
Frist den dem Gesetz entsprechenden Zustand her- 
beiführt. Vor der Zurücknahme ist die Steuerbera- 
tungsgesellschaft zu hören. 


DRITTER TEIL 

Rechte und Pflichten 

§ 22 

Allgemeine Berufspflichten 

(1) Steuerberater und Steuerbevollmächtigte ha- 
ben ihren Beruf als freien Beruf unabhängig, eigen- 
verantwortlich, gewissenhaft, verschwiegen und 
unter Verzicht auf berufswidrige Werbung auszu- 
üben. 

(2) Steuerberater und Steuerbevollmächtigte ha- 
ben sich jeder Tätigkeit zu enthalten, die mit ihrem 
Beruf oder mit dem Ansehen des Berufs nicht ver- 
einbar ist. Sie haben sich auch außerhalb der Berufs- 
tätigkeit des Vertrauens und der Achtung würdig 
zu erweisen, die ihr Beruf erfordert. 

(3) Mit dem Beruf eines Steuerberaters oder eines 
Steuerbevollmächtigten sind insbesondere verein- 
bar: 

1. die Tätigkeit als Wirtschaftsprüfer oder 
vereidigter Buchprüfer; 

2. eine freiberufliche Tätigkeit, die die Wahr- 
nehmung fremder Interessen einschließlich 
der Beratung zum Gegenstand hat; 

3. eine wirtschaftsberatende, gutachtliche oder 
treuhänderische Tätigkeit sowie die Ertei- 
lung von Bescheinigungen über die Beach- 
tung steuerrechtlicher Vorschriften in Ver- 
mögensübersichten und Erfolgsrechnungen; 

4. die Tätigkeit eines Lehrers an wissen- 
schaftlichen Hochschulen und Instituten; 

5. eine freie schriftstellerische Tätigkeit 'so- 
wie eine freie Vortrags- und Lehrtätigkeit. 

(4) Als Tätigkeiten, die mit dem Beruf des Steuer- 
beraters und des Steuerbevollmächtigten nicht ver- 
einbar sind, gelten insbesondere 

1. eine gewerbliche Tätigkeit; 

2. eine Tätigkeit als Arbeitnehmer mit Aus- 
nahme der Fälle des § 23. 
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§ 27 

Mitteilung der Ablehnung eines Auftrags 


§ 23 

Tätigkeit als Angestellter 


Ein Steuerberater darf seinen Beruf als Angestell- 
ter eines anderen Steuerberaters oder einer Steuer- 
beratungsgesellschaft ausüben. Ein Steuerbevoll- 
mächtigter darf seinen Beruf als Angestellter eines 
anderen Steuerbevollmächtigten, eines Steuerbera- 
ters oder ie)iner Steuerberatungsgesellschaft ausüben. 
Steuerberater und Steuerbevollmächtigte dürfen 
auch als Angestellte von Wirtschaftsprüfern, ver- 
eidigten Buchprüfern oder solchen Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaften oder Buchprüf ungsgesell- 
schaften tätig werden, die nach § 107 a Abs. 2 Ziff. 3 
der Reichsabgabenordnung geschäftsmäßig Hilfe in 
Steuersachen leisten dürfen. Sie dürfen auch als 
Leiter von Buchstellen sowie als Leiter oder Ange- 
stellte von genossenschaftlichen Prüfungs verbänden, 
genossenschaftlichen Spitzenverbänden und genos- 
senschaftlichen Treuhandstellen tätig werden. 

§ 24 

Eigenverantwortlichkeit 

(1) Eigenverantwortliche Tätigkeit nach § 1 Abs. 1 
üben nur aus 

1. selbständige Steuerberater oder Steuer- 
bevollmächtigte, 

2. zeichnungsberechtigte Vertreter eines 
Steuerberaters, eines Steuerbevollmäch- 
tigten oder einer Steuerberatungsgesell- 
ischaft, 

3. Angestellte, die nach § 23 mit dem Recht 
der Zeichnung Hilfe in Steuersachen lei- 
sten. 

(2) Eine eigenverantwortliche Tätigkeit in den 
Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 und 3 übt nicht aus, wer 
sich als zeichnungsberechtigter Vertreter oder als 
Angestellter an Weisungen zu halten hat, durch die 
ihm die Freiheit zu pflichtmäßigem Handeln (§ 22) 
genommen wird. 

§ 25 

Ehemalige Angehörige der Finanzverwaltung 

Ehemalige Beamte und Angestellte der Finanzver- 
waltung dürfen während eines Zeitraumes von drei 
Jahren nach dem Ausscheiden aus dem öffentlichen 
Dienst nicht für Auftraggeber tätig werden, mit 
deren Steuerangelegenheiten sie innerhalb der letz- 
ten drei Jahre vor dem Ausscheiden materiell be- 
faßt waren. 

§ 26 

Verschwiegenheitspflicht der Gehilfen 

Steuerberater und Steuerbevollmächtigte haben 
ihre Gehilfen, die nicht selbst Steuerberater oder 
Steuerbevollmächtigte sind, zur Verschwiegenheit 
zu verpflichten. 


Steuerberater und Steuerbevollmächtigte, die in 
ihrem Beruf in Anspruch genommen werden und 
den Auftrag nicht annehmen wollen, haben die Ab- 
lehnung unverzüglich zu erklären. Sie haben den 
Schaden zu ersetzen, der aus einer schuldhaften 
Verzögerung dieser Erklärung entsteht. 

§ 28 

Gebührenordnung 

Steuerberater und Steuerbevollmächtigte sind an 
eine Gebührenordnung gebunden, die der Bundes- 
minister der Finanzen durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates erläßt. Der Bundes- 
minister der Finanzen hat vorher die Bundeskam- 
mem (§ 42) zu hören. Die Höhe der Gebühren darf 
den Rahmen des Angemessenen nicht übersteigen 
und hat sich nach 

1. Zeitaufwand, 

2. Wert des Objekts und 

3. Art der Aufgabe 
zu richten. 

§ 29 

Berufshaftpflichtversicherung 

Steuerberater und Steuerbevollmächtigte müssen 
gegen die aus ihrer Berufstätigkeit sich ergebenden 
Haftpflichtgefahren angemessen versichert sein. 

§ 30 

Steuerberatungsgesellschaften 

Die §§ 22, 26 bis 29 gelten sinngemäß für Steuer- 
bieratungsgasellschaften. 


VIERTER TEIL 

Organisation des Berufs 

§ 31 

Berufskammern 

(1) Die Steuerberater, die in einem Oberfinanz- 
bezirk ihre berufliche Niederlassung haben, bilden 
eine Berufskammer der Steuerberater. 

(2) Die Steuerbevollmächtigten, die in einem 
Oberfinanzbezirk ihre berufliche Niederlassung 
haben, bilden eine Berufskammer der Steuerbevoll- 
mächtigten. 

i c 

(3) Die Kammern haben ihren Sitz am Ort der 
Oberfinanzdirektion. Sie sind Körperschaften des 
öffentlichen Rechts. 
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§ 32 

Mitgliedschaft 

Mitglieder der Berufskammer der Steuerberater 
sind außer Steuerberatern auch die Mitglieder des 
Vorstandes, Geschäftsführer oder vertretungsberech- 
tigte persönlich haftende Gesellschafter von Steuer- 
beratungsgesellschaften, die nichtSteuerberater sind, 
sowie die iSteuerberatungsgesellschaften. 

§ 33 

Gemeinsame Berufskammern 

(1) Die Berufskammiern der Steuerberater und die 
Berufskammern der Steuerbevollmächtigten können 
sich durch einen übereinstimmenden Beschluß der 
beteiligten Kammern für den Bereich mehrerer 
OberfinanzJbezirke oder mehrerer Länder zu einer 
gemeinsamen Berufskammer der Steuerberater oder 
zu einer gemeinsamen Berufskammer der Steuer- 
bevollmächtigten zusammenschließen. Die einzelnen 
für den Oberfinanzbezirk gebildeten Kammern wer- 
den damit aufgelöst. 

(2) Ein Zusammenschluß für mehrere Länder ist 
nur zulässig, wenn eine Vereinbarung der beteilig- 
ten Länder varliegt. 

§ 34 

Aufgaben der Berufskammern 

(1) Dtie Berufskammern haben die Aufgabe, die 
beruflichen Belange der Steuerberater und Steuer- 
bevollmächtigten zu wahren und zu fördern. 

(2) Die Kammern führen die Aufsicht über die 
berufliche Tätigkeit der Steuerberater und Steuer- 
bevollmächtigten. 

§ 35 

Vorstand 

Die Vorstände der Berufskammern werden von 
den Mitgliedern gewählt. Zum Mitglied des Vor- 
standes kann nur gewählt werden, wer Mitglied der 
Kammer ist. 

§ 36 

Satzung 

Jede Berufskammer gibt sich ihre Satzung (selbst. 
Die Satzung bedarf der Genehmigung der Aufsichts- 
behörde. 

§ 37 

Beiträge 

(1) Die Mitglieder ! sind nach Maßgabe der Sat- 
zung verpflichtet, Beiträge zu leisten, 

(2) Der Anspruch der Berufskammer auf Zahlung 
der Beiträge unterliegt der Verjährung. Auf die Ver- 
jährung finden die Vorschriften der Reichsabgaben- 
ordnung über die Verjährung der Steuern vom Ein- 
kommen und Vermögen entsprechende Anwendung. 


§ 38 

Pflicht zum Erscheinen vor der Berufskammer 

Persönliche Mitglieder der Berufskammer haben 
in Aufsichts- und Beischwerdesachen voir der Berufs- 
kammer zu erscheinen, wenn isie zur Anhörung ge- 
laden werden. Auf Verlangen haben sie dem Vor- 
stand oder dem durch die Satzung bestimmten 
Organ der Berufskammer oder einem beauftragten 
Mitglied des Vorstandes oder des Organs Auskunft 
zu geben und ihre Handakten vorzulegen, es 
sei denn, daß sie dadurch ihre Verpflichtung zur 
Verschwiegenheit verletzen würden. 

§ 39 

Rügerecht des Vorstandes 

(1) Der Vorstand kann das Verhalten eines Mit- 
glieds der Berufskammer, durch das dieses ihm ob- 
liegende Pflichten verletzt hat, rügen, wenn die 
Schuld des Mitglieds gering ist und ein Antrag auf 
Einleitung eines berufs gerichtlichen Verfahrens nicht 
erforderlich erscheint. 

(2) Das Rügerecht erlischt, sobald das berufs- 
gerichtliche Verfahren gegen das Mitglied eingelei- 
tet ist. 

(3) Bevor die Rüge erteilt wird, ist das Mitglied 
zu hören. 

(4) Der Bescheid des Vorstandes, durch den das 
Verhalten des Mitglieds gerügt wird, ist zu begrün- 
den. Er ist dem Mitglied zuzustellen. Eine Abschrift 
des Bescheides ist der Staatsanwaltschaft bei dem 
für den Sitz der Berufskammer zuständigen Ober- 
landesgericht mitzuteilen, bei dem der Senat für 
Steuerberater- und Steuerbevollmächtigteinsachen 
besteht (§ 52). 

(5) Gegen den Bescheid kann das Mitglied binnen 
zwei Wochetn nach der Zustellung bei dem Vorstand 
Einspruch erheben. Über den Einspruch entscheidet 
der Vorstand; Absatz 4 ist entsprechend anzuwen- 
den. Wird der Einspruch zurückgewiesen, iso kann 
das Mitglied binnen zwei Wochen nach der Zustel- 
lung bei dem Landgericht beantragen, die berufs- 
gerichtliche Voruntersuchung zu eröffnen (§ 65 
Abs. 3). 

§ 40 

Pflicht der Vorstandsmitglieder zur Verschwiegenheit 

(1) Die Mitglieder des Vorstandes haben — auch 
nach dem Ausscheiden aus dem Vorstand — über die 
Angelegenheiten, die ihnen bei ihrer Tätigkeit im 
Vorstand über Mitglieder der Berufskammer, Bewer- 
ber und andere Personen bekanntwerden, Ver- 
schwiegenheit gegen jedermann zu bewahren. Das 
gleiche gilt für Mitglieder, die zur Mitarbeit im Vor- 
stand oder in den durch die Satzung bestimmten 
Organen herangezogen werden, und für Angestellte 
der Kammer. 

(2) In Verfahren vor Gerichten oder Behörden 
dürfen die in Absatz 1 bezeichneten Personen über 
solche Angelegenheiten, die ihnen bei ihrer Tätig- 
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keiit im Vorstand oder in den durch die Satzung be- 
stimmten Organen über Mitglieder der Kammer, 
Bewerber und andere Personen bekanntgeworden 
sind, nur aussagen oder Auskunft geben, wenn eiine 
Aussage- oder Auskunftspflicht besteht und von der 
Verpflichtung zur Verschwiegenheit nach Absatz 3 
entbunden worden ist. Sonstige Geheimhaltungs- 
pflichten und Zeugnisverweigerungsrechte bleiben 
unberührt. 

(3) Diie Genehmigung erteilt der Vorstand der 
Kammer nach pflichtmäßigem Ermessen. Die Geneh- 
migung soll nur versagt werden, wenn Rücksichten 
auf die Stellung oder die Aufgaben der Kammer 
oder berechtigte Belange der Personen, über welche 
die Tatsachen bekanntgeworden sind, es unabweis- 
bar fordern. § 28 Abis. 2 des Gesetzes über das Bun- 
desverfassungsgericht bleibt unberührt. 

§ 41 

Arbeitsgemeinschaft 

(1) Mehrere Beruf äkammern können sich zu einer 
nicht rechtsfähigen Arbeitsgemeinschaft zusammen- 
schließen, wenn die Satzungen der Kammern dies 
vorsehen. Der Arbeitsgemeinschaft können jedoch 
nicht Aufslichtsbefugnisse oder andere Aufgaben 
übertragen werden, für die gesetzlich die Zuständig- 
keit der einzelnen Berufskammern begründet ist. 

(2) Die in § 40 bezei ebneten Personen verstoßen 
nicht gegen ähre Pflicht zur Verschwiegenheit, wenn 
sie der Arbeitsgemeinschaft Angelegenheiten mit- 
teilen, die zum Aufgabengebiet der Arbeitsgemein- 
schaften gehören. § 40 Abs. 1 gilt sinngemäß für die 
Personen, die für die Arbeitsgemeinschaft tätig wer- 
den. 

§ 42 

Bundeskammern 

(1) Die Berufskammern der Steuerberater bilden 
eine Bundeskammer der Steuerberater. Die Berufs- 
kammern der Steuerbevollmächtigten bilden eine 
Bundeskammer der Steuerbevollmächtigten. 

(2) Die Bundeskammern haben ihren Sitz am Sitz 
der Bundesregierung. Solange dieser sich nicht in 
Berlin befindet, haben die Bundeskammern ihren 
Sitz im Oberfiinanzbezirk Köln; der Ort wird durch 
die Satzung bestimmt. Sie sind Körperschaften des 
öffentlichen Rechts. 

(3) Die Vorstände der Bundeskammern werden 
von den Berufskammern gewählt. Im übrigen geben 
sich die Bundeskammern ihre Satzung selbst. Sie be- 
darf der Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde. 

§ 43 

Aufgaben der Bundeskammern 

Die Bundeskammern haben die Aufgabe, die Be- 
lange des Berufs für das gesamte Bundesgebiet zu 
wahren und zu fordern, insbesondere den Beruf ge- 
genüber den Bundesorganen zu vertreten. 


§ 44 

Arbeitsgemeinschaft der Bundeskammern 

(1) Die Bundeskammer der Steuerberater und die 
Bundeskammer der Steuerbevollmächtigten werden 
zu einer nichtrechtsfähigen Arbeitsgemeinschaft mit 
gemeinsamer Geschäftsstelle zur Behandlung ge- 
meinsamer Fragen der beiden Berufsgruppen zusam- 
mengeschlossen. Die Arbeitsgemeinschaft hat insbe- 
sondere die Aufgabe, die berufliche Fortbildung der 
Angehörigen beider Berufsgruppen zu behandeln 
und aufeinander abzustimmen. Hierbei hat sie § 5 
Abs. 3 Nr. 1 zu berücksichtigen. 

(2) Die Arbeitsgemeinschaft gibt sich ihre Satzung 
selbst. Die Satzung bedarf der Genehmigung durch 
den Bundesminister der Finanzen. 

§ 45 

Staatsaufsicht 

(1) Die oberste Landesbehörde führt die Aufsicht 
über die Berufskammern, die den Sitz im Lande 
haben. 

(2) Der Bundeisminister der Finanzen führt die 
Aufsicht über die Bundeskammern. 

(3) Die Aufsicht beschränkt sich darauf, daß Ge- 
setz und Satzung beachtet, insbesondere die den 
Kammern übertragenen Aufgaben erfüllt werden. 


FÜNFTER TEIL 

Berufsgerichtsbarkeit 

ERSTER ABSCHNITT 
Die berufsgerichtliche Bestrafung 

§ 46 

Bestrafung wegen Pflichtverletzung 

(1) Ein Steuerberater oder Steuerbevollmächtig- 
ter, der seine Pflichten (schuldhaft verletzt, wird be- 
rufsgerichtlich bestraft. 

(2) Ein Steuerberater oder Steuerbevollmächtig- 
ter kann berufsgerichtlich nicht bestraft werden, 
wenn er zur Zeit der Tat der Berufsgerichtsbarkeit 
nicht unterstand. 

§ 47 

Berufsgerichtliche Strafen 

(1) Die berufisgerichtliichen Strafen sind 

1. Warnung, 

2. Verweis, 

3. Geldbuße bis zu 3000 Deutsche Mark, 

4. Ausschließung aus dem Beruf. 

(2) Die berufsgerichtlichen Strafen des Verweises 
und der Geldbuße können nebeneinander verhängt 
werden. 
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§ 48 

Zulässigkeit der Bestrafung 

Der Einleitung eines berufsgerichtlichen Verfah- 
rens gegen einen Steuerberater oder Steuerbevoll- 
mächtigten steht es nicht entgegen, daß der Vor- 
stand der Berufskammer ihm bereits wegen des- 
selben Verhaltens eine Rüge erteilt hat (§ 39). 

§ 49 

Verjährung 

Die Verfolgung einer Pflichtverletzung, die keine 
schwerere berufsgerichtliche Strafe als Warnung, 
Verweis oder Geldbuße 'gerechtfertigt hätte, verjährt 
in fünf Jahren. §§ 68, 69 des Strafgesetzbuchs gelten 
entsprechend. 

§ 50 

Vorschriften für Mitglieder der Berufskammer der 
Steuerberater, die nicht Steuerberater sind 

Die Vorschriften der §§ 46 bis 49 gelten entspre- 
chend für Vorstandsmitglieder, Geschäftsführer oder 
persönlich haftende Gesellschafter einer Steuer- 
beratungsgesellschaft, die nicht Steuerberater sind. 
An die Stelle der Ausschließung aus dem Beruf tritt 
die Aberkennung der Eignung, eine Steuerberatungs- 
gesellschaft zu vertreten und ihre Geschäfte zu 
führen. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Die Gerichte 

§ 51 

Kammer für Steuerberater- und 
S t euerbe vollmäch tigtens achen 

(1) In dem berufsgerichtlichen Verfahren entschei- 
det im ersten Rechtszug eine Kammer des Land- 
gerichts (Kammer für Steuerberater- und Steuer- 
bevollmächtigtensachen), das für den Sitz der Berufs- 
kammer zuständig ist. 

(2) Bestehen in einem Land mehrere Berufs- 
kammern, so kann die Landesregierung durch 
Rechts Verordnung die Steuerberater- und Steuer- 
bevollmächtigtensachen einem oder einigen der 
Landgerichte zuweisen, wenn eine solche Zusammen- 
fassung der Rechtspflege in Steuerberater- un)d 
Steuerbevollmächtigtensachen, insbesondere der 
Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung, dien- 
lich ist. Die Vorstände der beteiligten Berufs- 
kammern sind vonher zu hören, 

(3) Durch Vereinbarung der beteiligten Länder 
können die Aufgaben, für die nach diesem Gesetz 
das Landgericht eines Landes zuständig ist, einem 
Landgericht des anderen Landes übertragen werden, 

(4) Die Kammer für Steuerberater- und Steuer- 
bevollmächtigtensachen entscheidet außerhalb der 
Hauptverhandlung in der Besetzung von drei Mit- 


gliedern des Landgerichts mit Einschluß des Vor- 
sitzenden. In der Hauptverhandlung ist sie mit dem 
Vorsitzenden und zwei Steuerberatern oder zwei 
Steuerbevollmächtigten als Beisitzern besetzt. 

§ 52 

Senat für Steuerberater- und Steuerbevollmächtigten- 
sachen beim Oberlandesgericht 

(1) In dem berufsgerichtlichen Verfahren ent- 
scheidet im zweiten Rechtszug ein Senat des Ober- 
landesgerichts (Senat für Steuerberater- und Steuer- 
bevollmächtigtensachen beim Oberlandesgericht). 

(2) § 51 Abs. 2 und 3 findet entsprechende An- 
wendung. Die Steuerberater- und Steuerbevollmäch- 
tigtensachen können auch dem obersten Landes- 
gericht zugewiesen oder übertragen werden. 

(3) Der Senat für Steuerberater- und Steuerbevoll- 
mächtigtensachen entscheidet außerhalb der Haupt- 
verhandlung in der Besetzung von drei Mitgliedern 
des Oberlandesgerichts mit Einschluß des Vorsitzen- 
den. In der Hauptverhandlung wirken außerdem als 
Beisitzer zwei Steuerberater oder zwei Steuerbevoll- 
mächtigte mit. 

§ 53 

Der Bundesgerichtshof in Steuerberater- und 
Steuerbevollmächtigtensachen 

(1) In dem berufsgerichtlichen Verfahren ent- 
scheidet im dritten Rechtszug ein Senat des Bundes- 
gerichtshofs (Senat für Steuerberater- und Steuer- 
bevollmächtigtensachen beim Bundesgerichtshof). 

(2) Der Senat für Steuerberater- und Steuerbevoll- 
mächtigtensachen entscheidet außerhalb der Haupt- 
verhandlung in der Besetzung von drei Mitgliedern 
des Bundesgerichtshofs mit Einschluß des Vorsitzen- 
den. In der Hauptverhanidlung ist der Senat mit drei 
Mitgliedern mit Einschluß des Vorsitzenden und mit 
zwei Steuerberatern oder zwei Steuerbevollmäch- 
tigten als Beisitzern besetzt. 

• §54 

Steuerberater oder Steuerbevollmächtigte 
als Beisitzer 

(1) Das Amt eines Beisitzers aus den Reihen der 
Steuerberater oder Steuerbevollmächtigten ist ein 
Ehrenamt. 

(2) Die ehrenamtlichen Beisitzer aus den Reihen 
der Steuerberater oder Steuerbevollmächtigten wer- 
den für die Gerichte des ersten und zweiten Rechts- 
zugs von der Landesjustizverwaltung auf die Dauer 
von vier Jahren berufen. Sie können nach Ablauf 
ihrer Amtszeit wiederberufen werden. 

(3) Die ehrenamtlichen Beisitzer werden den Vor- 
schlagslisten entnommen, die die Vorstände der 
Berufskammer der Steuerberater und der Berufs- 
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kammer der Steuerbevollmächtigten der Landes- I 
Justizverwaltung einreichen. Die Landesjustizver- [ 
waltung bestimmt, welche Zahl von ehrenamtlichen j 
Beisitzern für jedes Gericht erforderlich ist; sie hat | 
vorher die Vorstände der Berufskammern zu hören. 
Jede Vorschlagsliste muß mindestens die Hälfte ; 
mehr als die erforderliche Zahl von Steuerberatern : 
oder Steuerbevollmächtigten enthalten. 

(4) Scheidet ein ehrenamtlicher Beisitzer vor- | 

zeitig aus, so wird für den Rest seiner Amtszeit ein j 
Nachfolger berufen. i 

(5) Die ehrenamtlichen Beisitzer werden vor ihrer ! 
ersten Dienstleistung durch den Vorsitzenden der 
Kammer für Steuerberater- und Steuerbevollmäch- 
tigtensachen oder des Senats, bei deren Entschei- 
dungen sie mitwirken sollen, eidlich verpflichtet. 
Der Eid lautet: 

„Ich schwöre bei Gott dem Allmächtigen und 
Allwissenden, die Pflichten eines ehrenamtlichen 
Beisitzers gewissenhaft zu erfüllen und meine 
Stimme nach bestem Wissen und Gewissen ab- 
zugeben/ 

Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerung ge- 
leistet werden. Gestattet ein Gesetz den Mitgliedern 
einer Religionsgesellschaft, an Stelle des Eides an- 
dere Beteuerungsformeln zu gebrauchen, so kann 
der Steuerberater oder Steuerbevollmächtigte, der 
Mitglied einer solchen Religionsgesellschaft ist, 
diese Beteuerungsformel sprechen, über die Ver- 
eidigung ist ein Protokoll aufzunehmen, das auch 
den Wortlaut des Eides zu enthalten hat. 

(6) Absätze 1 bis 5 finden auf die ehrenamt- 
lichen Beisitzer des Senats für Steuerberater- und 
Steuerbevollmächtigtensachen beim Bundesgerichts- 
hof mit der Maßgabe Anwendung, daß anstelle der 
Berufskammer der Steuerberater und der Berufs- 
kammer der Steuerbevollmächtigten die Bundes- 
kammer der Steuerberater und die Bundeskammer 
der Steuerbevollmächtigten und anstelle der Lan- 
de s Justizverwaltung der Bundesminister der Justiz 
treten. 

§ 55 

Voraussetzungen für die Berufung zum Beisitzer 
und Recht zur Ablehnung 

(1) Zum ehrenamtlichen Beisitzer kann nur ein 
Steuerberater oder Steuerbevollmächtigter berufen 
werden, der in den Vorstand der Berufskammer ge- 
wählt werden kann (§ 35). Er darf als Beisitzer nur 
für die Kammer für Steuerberater- und Steuer- 
bevollmächtigtensachen oder den Senat für Steuer- 
berater- und Steuerbevollmächtigtensachen beim 
Oberlandesgericht oder den Senat für Steuer- 
berater- und Steuerbevollmächtigtensachen beim 
Bundesgerichtshof berufen werden . 

(2) Die ehrenamtlichen Beisitzer dürfen nicht 
gleichzeitig dem Vorstand der Berufskammer ange- 
hören oder bei ihr im Haupt- oder Nebenberuf 
tätig sein. 


(3) Die Übernahme des Beisitzeramtes kann ab- 
lehnen, 

1. wer das 65. Lebensjahr vollendet hat; 

2. wer in den letzten vier Jahren Mitglied 
des Vorstandes gewesen ist; 

3. wer durch Krankheit oder Gebrechen be- 
hindert ist. 

§ 56 

Enthebung vom Amt des Beisitzers 

(1) Ein Steuerberater oder Steuerbevollmäch- 
tigter ist in den Fällen der §§51 und 52 auf Antrag 
der Landesjustizverwaltung, im Falle des § 53 auf 
Antrag des Bundesministers der Justiz seines Amtes 
als Beisitzer zu entheben, 

1. wenn nachträglich bekannt wird, daß er 
nicht hätte zum Beisitzer berufen werden 
dürfen; 

2. wenn nachträglich ein Umstand eintritt, 
welcher der Berufung zum Beisitzer ent- 
gegensteht; 

3. wenn der Steuerberater oder Steuerfbe- 
vollmächtigte seine Amtspflicht als Bei- 
sitzer grob verletzt. 

(2) Über den Antrag entscheidet in den Fällen 
der §§ 51 und 52 ein Zivilsenat des Oberlandes- 
gerichts, im Falle des § 53 ein Zivilsenat des Bun- 

| desgerichtshofs. Bei der Entscheidung dürfen die 
| Mitglieder der Senate für Steuerberater- und Steuer- 
j bevollmächtigtensachen nicht mitwirken. 

: (3) Vor der Entscheidung ist der Steuerberater 

; oder Steuerbevollmächtigte zu hören. 

§ 57 

Stellung der ehrenamtlichen Beisitzer und Pflicht 
zur Verschwiegenheit 

! (1) Die Steuerberater oder Steuerbevollmächtig- 

ten haben in der Sitzung, zu der sie als ehrenamtliche 
! Beisitzer herangezogen werden, alle Rechte und 
| Pflichten eines Richters. 

(2) Die ehrenamtlichen Beisitzer haben über An- 
1 gelegenheiten, die ihnen bei ihrer Tätigkeit be- 
kanntwerden, Verschwiegenheit gegen jedermann 
zu bewahren. § 40 Abs. 2 und 3 ist entsprechend 
anzuwenden. Die Genehmigung zur Aussage erteilt 
der Präsident des Gerichts. 

§ 58 

Reihenfolge der Teilnahme an den Sitzungen 

In Steuerberatersachen sind Steuerberater, in 
Steuerbevollmächtigtensachen Steuerbevollmäch- 
tigte als ehrenamtliche Beisitzer zu den Sitzungen 
heranzuziehen. Sie sind zu den einzelnen Sitzungen 
in der Reihenfolge einer Liste heranzuziehen, die 
der Präsident des Gerichts nach Anhörung der bei- 
den ältesten ehrenamtlichen Beisitzer vor Beginn 
des Geschäftsjahres aufstellt. 
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§ 59 

Entschädigung der ehrenamtlichen Beisitzer 

Die ehrenamtlichen Beisitzer erhalten eine Ent- 
schädigung nach dem Gesetz über die Entschädigung 
der ehrenamtlichen Beisitzer bei den Gerichten. 


DRITTER ABSCHNITT 
Verfahrens Vorschriften 

1. Allgemeines 

§ 60 { 

Vorschriften für das Verfahren 

Für das berufsgerichtliche Verfahren gelten die 
nachstehenden Vorschriften. 

§ 61 

Keine Verhaftung des Beschuldigten 

Der Beschuldigte darf zur Durchführung des be- 
rufsgerichtlichen Verfahrens weder vorläufig fest- 
genommen noch verhaftet oder vorgeführt werden. 
Er kann nicht zur Vorbereitung eines Gutachtens 
über seinen Geisteszustand in eine Heil- oder 
Pflegeanstalt gebracht werden. 

§ 62 

Verhältnis des berufsgerichtlichen Verfahrens zum 
strafgerichtlichen Verfahren 

(1) Ist gegen einen Steuerberater oder Steuer- 
bevollmächtigten, der einer Verletzung seiner 
Pflichten beschuldigt wird, wegen desselben Ver- 
haltens die öffentliche Klage im strafgerichtlichen 
Verfahren erhoben, so kann gegen ihn ein berufs- 
gerichtliches Verfahren zwar eingeleitet, es muß 
aber bis zur Beendigung des strafgerichtlichen Ver- 
fahrens ausgesetzt werden. Ebenso muß ein bereits 
eingeleitetes berufsgerichtliches Verfahren ausge- 
setzt werden, wenn während seines Laufes die öffent- 
liche Klage im strafgerichtlichen Verfahren erhoben 
wird. Das berufsgerichtliche Verfahren kann fort- 
gesetzt werden, wenn im strafgerichtlichen Verfah- 
ren aus Gründen nicht verhandelt werden kann, die 
in der Person des Beschuldigten liegen. 

(2) Wird der Steuerberater oder Steuerbevoll- 
mächtigte in dem straf gerichtlichen Verfahren frei- 
gesprochen, so kann wegen der Tatsachen, die Ge- 
genstand der strafgerichtlichen Untersuchung waren, 
ein berufsgerichtliches Verfahren nur dann einge- 
leitet oder fortgesetzt werden, wenn diese Tat- 
sachen, ohne daß sie den Tatbestand eines Straf- 
gesetzes erfüllen, eine Verletzung der Pflichten des 
Steuerberaters oder Steuerbevollmächtigten ent- 
halten. 

(3) Für die Entscheidung im berufsgerichtlichen 
Verfahren sind die tatsächlichen Feststellungen des 
strafgerichtlichen Urteils bindend, auf denen die Ent- 


scheidung des Strafgerichts beruht. In dem berufs- 
gerichtlichen Verfahren kann ein Gericht jedoch die 
nochmalige Prüfung solcher Feststellungen beschlie- 
ßen, deren Richtigkeit seine Mitglieder übereinstim- 
mend bezweifeln; dies ist in den Gründen der be- 
rufsgerichtlichen Entscheidung zum Ausdruck zu 
bringen. 

2. Das Verfahren im ersten Rechtszug 

§ 63 

Zuständigkeit 

Die örtliche Zuständigkeit des Landgerichts be- 
stimmt sich nach dem Sitz der Berufskammer, wel- 
cher der Beschuldigte zur Zeit der Einleitung des 
V erfahrene angehört. 

§ 64 

Mitwirkung der Staatsanwaltschaft 

Die Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesge- 
richt, bei dem der Senat für Steuerberater- und 
Steuerbevollmächtigtensachen besteht, nimmt in den 
Verfahren vor der Kammer für Steuerberater- und 
Steuerbevollmächtigtensachen die Aufgaben der 
Staatsanwaltschaft wahr. 

§ 65 

Einleitung des berufsgerichtlichen Verfahrens 

(1) Das berufsgerichtliche Verfahren wird da- 
durch eingeleitet, daß die Staatsanwaltschaft ent- 
weder bei dem Landgericht beantragt, die berufsge- 
richtliche Voruntersuchung zu eröffnen, oder bei 
diesem eine Anschuldigungsschrift einreicht. 

(2) Die Staatsanwaltschaft soll von dem Antrag, 
die berufsgerichtliche Voruntersuchung zu eröffnen, 
absehen und sogleich die Ans chuldigungs schrift ein- 
reichen, wenn der Sachverhalt einfach liegt und be- 
reits hinreichend geklärt erscheint. 

| (3) Das berufsgerichtliche Verfahren wird auch 

dadurch eingeleitet, daß ein Steuerberater oder 
Steuerbevollmächtigter selbst bei dem Landgericht 
beantragt, die beruf s gerichtliche Voruntersuchung 
gegen ihn zu eröffnen, damit er sich von dem Ver- 
dacht einer Pflichtverletzung reinigen kann. An dem 
weiteren Verfahren ist die Staatsanwaltschaft be- 
teiligt, wie wenn sie selbst den Antrag gestellt 
hätte. 

§ 66 

Gerichtliche Entscheidung über die Einleitung des 
Verfahrens 

(I) Gibt die Staatsanwaltschaft einem Antrag des 
Vorstandes der Berufskammer, gegen einen Steuer- 
berater oder Steuerbevollmächtigten das berufsge- 
richtliclie Verfahren einzuleiten, keine Folge oder 
verfügt sie die Einstellung des Verfahrens, so hat 
sie ihre Entschließung dem Vorstand der Berufs- 
kammer unter Angabe der Gründe mitzuteilen. 
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(2) Der Vorstand der Berufskammer kann gegen 
den Bescheid der Staatsanwaltschaft binnen eines 
Monats nach der Bekanntmachung bei dem Oberlan- 
desgericht die gerichtliche Entscheidung beantragen. 
Der Antrag muß die Tatsachen, welche die Einleitung 
des berufsgerichtlichen Verfahrens begründen sol- 
len, und die Beweismittel angeben. 

(3) Auf das Verfahren nach Absatz 2 sind §§ 173 
bis 175 der Strafprozeßordnung entsprechend anzu- 
wenden. 

§ 67 

Entscheidung über den Antrag auf Eröffnung der 
beruf sgerichtlichen Voruntersuchung 

(1) Die Kammer für Steuerberater- und Steuer- 
bevollmächtigtensachen kann den Antrag, die be- 
ruf sgerichtliche Voruntersuchung zu eröffnen, so- 
wohl aus rechtlichen als auch aus tatsächlichen Grün- 
den durch Beschluß ablehnen. 

• 

(2) Gegen den Beschluß, durch den der Antrag 
auf Eröffnung der Voruntersuchung abgelehnt wird, 
steht der Staatsanwaltschaft die sofortige Be- 
schwerde zu. 

(3) Gegen den Beschluß, durch den die berufs- 
gerichtliche Voruntersuchung eröffnet wird, steht 
dem Beschuldigten die sofortige Beschwerde nur 
wegen örtlicher Unzuständigkeit des Landgerichts 
zu. 

§ 68 

Untersuchungsrichter 

Die berufsgerichtliche Voruntersuchung wird von 
einem Untersuchungsrichter geführt. 

§ 69 

Vernehmung des Beschuldigten 

Der Beschuldigte ist zu Beginn der berufsgericht- 
lichen Voruntersuchung zu laden und, falls er er- 
scheint, zu vernehmen, auch wenn er bereits wäh- 
rend der Vorermittlungen gehört worden ist. Kann 
er aus zwingenden Gründen nicht erscheinen und 
hat er dies rechtzeitig mitgeteilt, so ist -er erneut zu 
laden. 

§ 70 

Teilnahme an Beweiserhebungen 

(1) Die Staatsanwaltschaft, der Beschuldigte und 
sein Verteidiger sind von allen Terminen, die zum 
Zwecke 'der Beweiserhebung anberaumt werden, 
vorher zu benachrichtigen. Sie können an den Be- 
weiserhebungen teilnehmen. 

(2) Der Untersuchungsrichter kann den Beschul- 
digten von der Teilnahme an einem Termin aus- 
schließen, wenn zu befürchten ist, daß -ein Zeuge in 
seiner Gegenwart die Wahrheit nicht sagen werde. 
Der Beschuldigte ist über das Ergebnis dieser Be- 
weiserhebungen zu unterrichten. 


§ 71 

Anhörung vor Schluß der berufsgerichtlichen 
V oruntersuchung 

(1) Hält der Untersuchungsrichter den Zweck der 
berufsgerichtlichen Voruntersuchung für erreicht, so 
hat er der Staatsanwaltschaft und dem Beschuldigten 
Gelegenheit zu geben, sich abschließend zu äußern. 
Dem Beschuldigten ist auf Verlangen Einsicht in die 
Akten zu gewähren. 

(2) Beantragt die Staatsanwaltschaft oder der Be- 
schuldigte, die Voruntersuchung zu ergänzen, so hat 
der Untersuchungsrichter, wenn er dem Antrag nicht 
stattgeben will, die Entscheidung der Kammer für 
Steuerberater- und Steuerbevollmächtigtensachen 
einzuholen. 

(3) Gegen den Beschluß der Kammer, durch -den 
ein Antrag auf Ergänzung der Voruntersuchung ab- 
gelehnt wird, ist die sofortige Beschwerde zulässig. 

§ 72 

Schluß der beruf sgerichtlichen Voruntersuchung 

(1) Nach Schluß der berufsgerichtlichen Vorunter- 
suchung übersendet der Untersuchungsrichter die 
Akten der Staatsanwaltschaft zur Stellung ihrer An- 
träge. 

(2) Von dem Schluß der Voruntersuchung ist der 
Beschuldigte in Kenntnis zu setzen. 

§ 73 

Anträge der Staatsanwaltschaft nadi Schluß der 
beruf sgerichtlichen Voruntersuchung 

(1) Hat eine berufsgerichtliche Voruntersuchung 
stattgefunden, so reicht die Staatsanwaltschaft eine 
Anschuldigungsschrift bei dem Landgericht ein. 

(2) Die Staatsanwaltschaft kann auch beantragen, 
den Beschuldigten außer Verfolgung zu setzen oder 
das Verfahren vorläufig einzustellen. 

§ 74 

Inhalt der Anschuldigungsschrift 

(1) In der Anschuldigungsschrift (§ 65 Abs. l f 
§ 73 Abs. 1 dieses Gesetzes sowie § 208 Abs. 2 der 
Strafprozeßordnung) ist die dem Beschuldigten zur 
Last gelegte Pflichtverletzung unter Anführung der 
sie begründenden Tatsachen zu bezeichnen. Ferner 
sind die Beweismittel anzugeben, wenn in der 
Hauptverhandlung Beweise erhoben werden sollen. 

(2) In den Fällen des § 65 Abs. 1 und des § 73 
Abs. 1 enthält die Anschuldigungsschrift den Antrag, 
das Hauptverfahren vor der Kammer für Steuerbe- 
rater- und Steuerbevollmächtigtensachen zu er- 
öffnen. 
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§ 75 

Entscheidung über die Eröffnung des 
Hauptverfahrens 

(1) In dem Beschluß, durch den die Kammer für 
Steuerberater- und Steuerbevollmächtigtensachen 
das (Hauptverfahren eröffnet, ist die dem Beschuldig- 
ten zur Last gelegte Pflichtverletzung unter Anfüh- 
rung der sie begründenden Tatsachen zu bezeichnen. 

(2) Der Beschluß, durch den das Hauptverfahren 
eröffnet 'worden ist, kann von dem Beschuldigten 
nicht angefochten werden. 

(3) Der Beschluß, durch den die Eröffnung des 
Hauptverfahrens abgelehnt wird, ist zu begründen. 
Gegen den Beschluß steht der Staatsanwaltschaft die 
sofortige Beschwerde zu. 

§ 76 

Rechtskraftwirkung eines ablehnenden Beschlusses 

Ist die Eröffnung des Hauptverfahrens durch einen 
nicht mehr anfechtbaren Beschluß abgelehnt, so 
kann der Antrag auf Einleitung des berufsgericht- 
lichen Verfahrens nur auf Grund neuer Tatsachen 
oder Beweismittel und nur innerhalb von fünf Jah- 
ren, seitdem der Beschluß rechtskräftig geworden 
ist, erneut gestellt werden. 

§ 77 

Zustellung des Eröffnungsbeschlusses 

Der Beschluß über die Eröffnung des Hauptverfah- 
rens ist dem Beschuldigten spätestens mit der La- 
dung zuzustellen. 

§ 78 

Hauptverhandlung trotz Ausbleibens 
des Beschuldigten 

Die Hauptverhandlung kann gegen einen Beschul- 
digten, der nicht erschienen ist, durchgeführt wer- 
den, wenn er ordnungsmäßig geladen und in der 
Ladung darauf hingewiesen ist, daß in seiner Abwe- 
senheit verhandelt werden kann. Eine Öffentliche 
Ladung ist nicht zulässig. 

§ 79 

Nichtöffentliche Hauptverhandlung 

.(1) Die Hauptverhandlung ist nicht öffentlich. 
Auf Antrag der Staatsanwaltschaft kann, auf Antrag 
des Beschuldigten muß die Öffentlichkeit hergestellt 
werden; in diesem Fall 'sind die Vorschriften des 
Gerichtsverfassungsgesetzes über die Öffentlichkeit 
sinngemäß anzu wenden. 

(2) Zu nichtöffentlichen Verhandlungen ist Ver- 
tretern der Landesjustizverwaltung, dem Präsiden- 
ten des Oberlandesgerichts oder seinem Beauftrag- 
ten und den Beamten der Staatsanwaltschaft bei 


dem Oberlandesgericht der Zutritt gestattet. Der Zu- 
tritt ist ferner Vertretern des Bundesministers der 
Finanzen, Vertretern der obersten Landesbehörde 
und Vertretern der Berufskammer gestattet. Steuer- 
berater sind in Steuerberatersachen, Steuerbevoll- 
mächtigte in Steuerbevollmächtigtensachen als 
Zuhörer zugelassen. Die Kammer für Steuerberater- 
und Steuerbevollmächtigtensachen kann nach An- 
hörung der Beteiligten auch andere Personen als 
Zuhörer zulassen. 

§ 80 

Berichterstattung 

In der Hauptverhandlung trägt der Vorsitzende 
nach dem Verlesen des Eröffnungsbeschlusses in Ab- 
wesenheit der Zeugen die Ergebnisse des bisherigen 
Verfahrens vor. 

§ 81 

Beweisaufnahme durch einen ersuchten Richter 

Die Kammer für Steuerberater- und Steuerbevoll- 
mächfcigtensachen kann ein Amtsgericht um die Ver- 
nehmung von Zeugen oder Sachverständigen ersu- 
chen. Der Zeuge oder Sachverständige ist jedoch auf 
Antrag der Staatsanwaltschaft oder des Beschuldig- 
ten in der Hauptverhandlung zu vernehmen, es sei 
denn, daß er voraussichtlich am Erscheinen in der 
Hauptverhandlung verhindert ist oder ihm das Er- 
scheinen wegen großer Entfernung nicht zugemutet 
werden kann. 

§ 82 

Verlesen von Protokollen 

(1) Die Kammer für Steuerberater- und Steuer- 
bevallmächtigtensachen beschließt nach pflichtmäßi- 
gem Ermessen, ob die Aussage eines Zeugen oder 
eines Sachverständigen, der bereits in dem berufs- 
gerichtlichen oder in einem anderen gesetzlich ge- 
ordneten Verfahren vernommen worden ist, zu ver- 
lesen sei. 

(2) Bevor der Gerichtsbeschluß ergeht, kann der 
Staatsanwalt oder der Beschuldigte beantragen, den 
Zeugen oder Sachverständigen in der Hauptver- 
handlung zu vernehmen. Einem solchen Antrag ist 
zu entsprechen, es sei denn, daß der Zeuge oder 
Sachverständige voraussichtlich am Erscheinen in 
der Hauptverhandlung verhindert ist oder ihm das 
Erscheinen wegen großer Entfernung nicht zugemu- 
tet werden kann. Wird dem Antrag stattgegeben, so 
darf das Protokoll über die frühere Vernehmung 
nicht verlesen werden. 

(3) Ist ein Zeuge oder Sachverständiger durch 
einen ersuchten Richter vernommen worden (§ 81), 
so kann der Verlesung des Protokolls nicht wider- 
sprochen werden. Der Staatsanwalt oder der Be- 
schuldigte kann jedoch der Verlesung widerspre- 
chen, wenn ein Antrag gemäß § 81 Satz 2 abgelehnt 
worden ist und Gründe für die Ablehnung des An- 
trags jetzt nicht mehr bestehen. 
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§ 83 

Entscheidung 

(1) Die Hauptverhandlung schließt mit der auf 
die Beratung folgenden Verkündung des Urteils. 

(2) Das Urteil lautet auf Freisprechung, Verur- 
teilung oder Einstellung des Verfahrens. 

(3) Das berufsgerichtliche Verfahren ist, abge- 
sehen von dem Fall des § 260 Abs. 3 der Straf- 
prozeßordnung, einzustellen, wenn die Bestellung 
erloschen oder zurückgenommen ist (§§ 13 und 14). 


3. Rechtsmittel 

§ 84 

Beschwerde 

Für die Verhandlungen und Entscheidungen über 
Beschwerden ist der Senat für Steuerberater- und 
Steuerbevollmächtigtensachen beim Oberlandesge- 
richt zuständig. 

§ 85 

Berufung 

(1) Gegen das Urteil der Kammer für Steuer- 
berater- und Steuerbevollmächtigtensachen ist die 
Berufung an den Senat für Steuerberater- und 
Steuerbevollmächtigtensachen beim Oberlandesge- 
richt zulässig. 

(2) Die Berufung muß binnen einer Woche nach 
Verkündung des Urteils bei der Kammer für Steuer- 
berater- und Steuerbevollmächtigtensachen schrift- 
lich eingelegt werden. Ist das Urteil nicht in An- 
wesenheit des Beschuldigten verkündet worden, so 
beginnt für diesen die Frist mit der Zustellung. 

(3) Die Berufung kann nur schriftlich gerecht- 
fertigt werden. 

(4) Auf das Verfahren sind im übrigen neben 
den Vorschriften der Strafprozeßordnung über die 
Berufung §§ 78, 79, 81 bis 83 dieses Gesetzes sinn- 
gemäß anzuwenden. 

§ 86 

Mitwirkung der Staatsanwaltschaft im zweiten 

Rechtszug 

Die Aufgaben der Staatsanwaltschaft im zweiten 
Rechtszug werden von der Staatsanwaltschaft bei 
dem Oberlandesgericht wahrgenommen, bei dem 
der Senat für Steuerberater- und Steuerbevollmäch- 
tigtensachen besteht. 

§ 87 

Revision 

(1) Gegen das Urteil des Senats für Steuerbe- 
rater- und Steuerbevollmächtigtensachen beim 
Oberlandesgericht ist die Revision an den Bundes- 
gerichtshof zulässig, 


1. wenn das Urteil auf Ausschließung aus 
dem Beruf lautet; 

2. wenn der Senat für Steuerberater- und 
Steueibevollmächtigtensachen beim Ober- 
landesgericht entgegen einem Antrag der 
Staatsanwaltschaft nicht auf Ausschlie- 
ßung erkannt hat. 

(2) Im übrigen sind neben den Vorschriften der 
Strafprozeß Ordnung über die Reivision §§ 79 und 81 
dieses Gesetzes sinngemäß anzuwenden. 

§ 88 

Mitwirkung der Staatsanwaltschaft vor dem 
Bundesgerichtshof 

Die Aufgaben der Staatsanwaltschaft in den Ver- 
fahren vor dem Bundesgerichthof werden von dem 
Generalbundesanwalt wahrgenommen. 

4. Die Sicherung von Beweisen 

§ 89 

Anordnung der Beweissicherung 

(1) Wird ein berufsgerichtliches Verfahren gegen 
den Beschuldigten eingestellt, weil seine Bestellung 
erloschen oder zurückgenommen ist, so kann in der 
Entscheidung zugleich auf Antrag der Staatsanwalt- 
schaft die Sicherung der Beweise angeordnet wer- 
den, wenn zu erwarten ist, daß auf Ausschließung 
aus dem Beruf erkannt worden wäre. Die Anord- 
nung kann nicht angefochten werden. 

(2) Die Beweise werden von dem Untersuchungs- 
richter aufgenommen. 

§ 90 

Verfahren 

(1) Der Untersuchungsrichter hat von Amts 
wegen alle Beweise zu erheben, die eine Entschei- 
dung darüber begründen können, ob das einge- 
stellte Verfahren zur Ausschließung aus dem Beruf 
geführt hätte. Den Umfang des Verfahrens bestimmt 
der Untersuchungsrichter nach pflichtmäßigem Er- 
messen, ohne an Anträge gebunden zu sein; seine 
Verfügungen können insoweit nicht angefochten 
werden. 

(2) Zeugen sind, soweit nicht Ausnahmen vor- 
geschrieben oder zugelassen sind, eidlich zu ver- 
nehmen. 

(3) Die Staatsanwaltschaft und der frühere Be- 
schuldigte sind an dem Verfahren zu beteiligen. 
Ein Anspruch auf Benachrichtigung von den Ter- 
minen, die zum Zwecke der Beweissicherung anbe- 
raumt werden, steht dem früheren Beschuldigten 
nur zu, wenn er sich im Inland aufhält und seine 
Anschrift dem Landgericht angezeigt hat. 

(4) Erachtet der Untersuchungsrichter den Zweck 
des Verfahrens für erreicht, so übersendet er die 
Akten dem Landgericht. 
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5. Das Berufs- und Vertretungs- 
verbot 

§ 91 

Voraussetzung des Verbots 

(1) Ist gegen einen Steuerberater oder Steuer- 
bevollmächtigten das berufsgerichtliche Verfahren 
eingeleitet, so kann gegen ihn durch Beschluß ein 
Berufs- oder Vertretungsverbot verhängt werden, 
wenn zu erwarten ist, daß gegen ihn auf Ausschlie- 
ßung aus dem Beruf erkannt werden wird. 

(2) Für die Verhandlung und Entscheidung ist 
das Gericht zuständig, dem der Antrag der Staats- 
anwaltschaft auf Einleitung des berufsgerichtlichen 
Verfahrens vorliegt oder vor dem das berufsgericht- 
liche Verfahren anhängig ist. 

§ 92 

Mündliche Verhandlung 

(1) Der Beschluß, durch den ein Berufs- oder 
Vertretungsverbot verhängt wird, kann nur auf 
Grund mündlicher Verhandlung ergehen. 

(2) Auf die Besetzung des Gerichts, die Ladung 
und die mündliche Verhandlung sind die Vorschrif- 
ten entsprechend anzuwenden, die für die Haupt- 
verhandlung vor dem erkennenden Gericht maßge- 
bend sind, soweit sich nicht aus den folgenden Vor- 
schriften etwas anderes ergibt. 

(3) In der Ladung ist die dem Steuerberater oder 
Steuerbevollmächtigten zur Last gelegte Pflichtver- 
letzung durch Anführung der sie begründenden Tat- 
sachen zu bezeichnen; ferner sind die Beweismittel 
anzugeben. Dies ist jedoch nicht erforderlich, wenn 
dem Steuerberater oder Steuerbevollmächtigten die 
Anschuldigungsschrift bereits mitgeteilt worden ist. 

(4) Den Umfang der Beweisaufnahme bestimmt 
das Gericht nach pflichtmäßigem Ermessen, ohne an 
Anträge der Staatsanwaltschaft oder des Beschul- 
digten gebunden zu sein. 

§ 93 

Abstimmung über das Verbot 

Zur Verhängung des Berufs- oder Vertretungs- 
verbots ist eine Mehrheit von zwei Dritteln der 
Stimmen erforderlich. 

§ 94 

Verbot im Anschluß an die Hauptverhandlung 

Hat das Gericht auf die Ausschließung aus dem 
Beruf erkannt, so kann es im unmittelbaren An- 
schluß an die Hauptverhandlung über die Verhän- 
gung des Berufs- oder Vertretungsverbots verhan- 
deln und entscheiden. Dies gilt auch dann, wenn der 
Beschuldigte zu der Hauptverhandlung nicht er- 
schienen ist. 


§ 95 

Zustellung des Beschlusses 

Der Beschluß ist mit Gründen zu versehen. Er ist 
dem Beschuldigten zuzustellen. 

§ 96 

Wirkungen des Verbots 

(1) Der Beschluß wird mit der Verkündung wirk- 
sam. 

(2) Der Steuerberater oder Steuerbevollmäch- 

i tigte, gegen den ein Berufsverbot verhängt ist, darf 
i seinen Beruf nicht ausüben. 

| (3) Der Steuerberater oder Steuerb^vollmäch- 

! tigte, gegen den ein Vertretungsverbot verhängt 
| ist, darf nicht vor Gerichten oder Behörden in Per- 
| son auftreten, Vollmachten oder Untervollmächten 
; erteilen und mit Gerichten, Behörden, Steuerbera- 
! tern oder Steuerbevollmächtigten oder anderen Ver- 
tretern in Steuersachen schriftlich verkehren. 

(4) Der Steuerberater oder Steuerbevollmäch- 

tigte, gegen den ein Berufs- oder Vertretungsverbot 
verhängt ist, darf jedoch seine eigenen Angelegen- 
heiten und die Angelegenheiten seiner Angehörigen 
im Sinne des § 10 des Steueranpassungsgesetzes 
wahrnehmen. 

(5) Die Wirksamkeit von Rechtshandlungen des 
Steuerberaters oder Steuerbevollmächtigten wird 
durch das Berufs- oder Vertretungsverbot nicht be- 
rührt. Das gleiche gilt für Rechtshandlungen, die 
ihm gegenüber vorgenommen werden. 

§ 97 

Zuwiderhandlungen gegen das Verbot 

(1) Ein Steuerberater oder Steuerbevollmächtig- 
ter, der einem gegen ihn ergangenen Berufs- oder 
Vertretungsverbot wissentlich zuwiderhandelt, wird 
mit der Ausschließung aus dem Beruf bestraft, so- 
fern nicht wegen besonderer Umstände eine mil- 
dere Strafe ausreichend erscheint. 

(2) Gerichte oder Behörden sollen einen Steuer- 
berater oder Steuerbevollmächtigten, der entgegen 
einem Berufs- oder Vertretungsverbot vor ihnen 
auftritt, zurückweisen. 

§ 98 

Beschwerde 

(1) Gegen den Beschluß, durch den die Kammer 
für Steuerberater- und Steuerbevollmächtigtensachen 
< ein Berufs- oder Vertretungsverbot verhängt, ist die 

sofortige Beschwerde zulässig. Die Beschwerde hat 
keine aufschiebende Wirkung. 

(2) Gegen den Beschluß, durch den die Kammer 
für Steuerberater- und Steuerbevollmächtigten- 
sachen es ablehnt, ein Berufs- oder Vertretungsver- 
bot zu verhängen, steht der Staatsanwaltschaft die 
sofortige Beschwerde zu. 
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(3) Für das Verfahren gelten neben den Vor- 
schriften der Strafprozeßordnung über die Be- 
schwerde § 92 Abs. l f 2 und 4 sowie §§ 93 und 94 
dieses Gesetzes entsprechend. 

§ 99 

Außerkrafttreten des Verbots 

Das Berufs- oder Vertretungsverbot tritt, außer 
Kraft, 

1. wenn ein nicht auf Ausschließung lautendes 
Urteil ergeht; 

2. wenn der Beschuldigte außer Verfolgung ge- 
setzt wird. 

§ 100 

Aufhebung des Verbots 

(1) Das Berufs- oder Vertretungsverbot wird auf- 
gehoben, wenn sich ergibt, daß die Voraussetzun- 
gen für seine Verhängung nicht oder nicht mehr 
vorliegen. 

(2) über die Aufhebung entscheidet das Gericht, 
bei dem das berufsgerichtliche Verfahren anhängig 
ist. 

(3) Beantragt der Beschuldigte, das Verbot auf- 
zuheben, so kann eine erneute mündliche Verhand- 
lung angeordnet werden. Der Antrag kann nicht ge- 
stellt werden, solange über eine sofortige Be- 
schwerde des Beschuldigten nach § 98 Abs. 1 noch 
nicht entschieden ist. Gegen den Beschluß, durch 
den der Antrag abgelehnt wird, ist eine Beschwerde 
nicht zulässig. 

§ 101 

Bestellung eines Vertreters 

(1) Für den Steuerberater, gegen den ein Berufs- 

oder Vertretungsverbot verhängt ist, wird im Falle 
des Bedürfnisses von der obersten Landesbehörde 
ein Vertreter bestellt. Vor der Bestellung sind der 
Vorstand der Berufskammer und der Steuerberater 
zu hören. Der Steuerberater kann einen geeigneten 
Vertreter vorschlagen. | 

(2) Der Vertreter muß Steuerberater sein. 

(3) Ein Steuerberater, dem die Vertretung über- 
tragen wird, kann sie nur aus einem wichtigen 
Grund ablehnen, über die Ablehnung entscheidet 
die oberste Landesbehörde. Vor der Entscheidung 
ist der Vorstand der Berufskammer zu hören. 

(4) Der Vertreter führt sein Amt unter eigener 
Verantwortung, jedoch für Rechnung und auf Kosten 
des Vertretenen. An Weisungen des Vertretenen 
ist er nicht gebunden. 

(5) Der Vertretene hat dem Vertreter eine ange- 
messene Vergütung zu zahlen. Auf Antrag des Ver- 
tretenen oder des Vertreters setzt der Vorstand 
der Berufskammer die Vergütung fest. Der Vertre- 
ter ist befugt, Vorschüsse auf die vereinbarte oder 


festgesetzte Vergütung zu entnehmen. Für die fest- 
gesetzte Vergütung haftet die Berufskammer wie ein 
Bürge. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten sinngemäß auch 
für Steuerbevollmächtigte. Statt der obersten Lan- 
desbehörde bestellt die Oberfinanzdirektion den 
Vertreter. 


VIERTER ABSCHNITT 

Die Kosten in dem berufsgerichtlichen 
Verfahren und die Vollstreckung der 

berufsgerichtlichen Strafen und der Kosten 

§ 102 

Gebührenfreiheit, Auslagen 

Für das berufsgerichtliche Verfahren werden keine 
Gebühren, sondern nur die Auslagen nach den Vor- 
schriften des Gerichtskostengesetzes erhoben. 

§ 103 

Kosten bei Anträgen auf Einleitung 
des berufsgerichtlichen Verfahrens 

(1) Einem Steuerberater oder Steuerbevollmäch- 
tigten, der einen Antrag, die berufsgerichtliche Vor- 
untersuchung gegen ihn zu eröffnen, zurücknimmt 
(§ 39 Abs. 5, § 65 Abs. 3), sind die durch dieses Ver- 
fahren entstandenen Kosten aufzuerlegen. 

(2) Wird ein Antrag 'des Vorstandes der Berufs- 
kammer auf gerichtliche Entscheidung in dem Fall 
des § 66 Abs. 2 verworfen, so sind die durch das 
Verfahren über den Antrag veranlaßten Kosten der 
Berufskammer aufzuerlegen. 

§ 104 

Kostenpflicht des Verurteilten 

(1) Dem Beschuldigten, der in dem berufsgericht- 
lichen Verfahren verurteilt wird, sind zugleich die 
in dem Verfahren entstandenen Kosten ganz oder 
teilweise aufzuerlegen. Dasselbe gilt, wenn das be- 
rufsgerichtliche Verfahren wegen Erlöschens oder 
Zurücknahme der Bestellung -eingestellt wird und 
nach dem Ergebnis des bisherigen Verfahrens eine 
berufsgerichtliche Bestrafung gerechtfertigt gewesen 
wäre; zu den Kosten des berufsgerichtlichen Ver- 
fahrens gehören in diesem Fall auch diejenigen, die 
in einem anschließenden Verfahren zum Zwecke der 
Beweissicherung (§§ 89 und 90) entstehen. 

(2) Dem Beschuldigten, der in dem berufsgericht- 
lichen Verfahren ein Rechtsmittel zurückgenommen 
oder ohne Erfolg eingelegt hat, sind zugleich die 
durch dieses Verfahren entstandenen Kosten auf- 
zuerlegen. Hatte das Rechtsmittel teilweise Erfolg, 
so kann dem Beschuldigten ein angemessener Teil 
dieser Kosten auferlegt werden. 

(3) Für die Kosten, die durch einen Antrag auf 
Wiederaufnahme des durch ein rechtskräftiges Urteil 
abgeschlossenen Verfahrens verursacht worden sind, 
ist Absatz 2 entsprechend anzuwenden. 
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§ 105 

Haftung der Berafskammer 

Kosten, die weder dem Beschuldigten noch einem 
Dritten auferlegt oder von dem Beschuldigten nicht 
eingezogen werden können, fallen der Berufs- 
kammer zur Last, welcher der Beschuldigte angehört. 

§ 106 

Vollstreckung der berufsgerichtlichen Strafen 
und der Kosten 

(1) Die Ausschließung aus dem Beruf (§ 47 Abs. 1 
Nr. 4) wird mit der Rechtskraft des Urteils wirksam. 
Der Verurteilte wird auf Grund einer beglaubigten 
Abschrift der Urteilsformel, die mit der Beschei- 
nigung der Rechtskraft versehen ist, im Berufs- 
register der Steuerberater oder Steueribevollmäch- 
tigten gelöscht. 

(2) Warnung und Verweis (§ 47 Abs. 1 Nr. 1 
und 2) gelten mit der Rechtskraft des Urteils als 
vollstreckt. 

(3) Die Vollstreckung der Geldbuße und die Bei- 
treibung der Kosten werden nicht dadurch gehindert, 
daß der Beschuldigte nach rechtskräftigem Abschluß 
des Verfahrens aus dem Beruf ausgeschieden ist. 
Werden zusammen mit einer Geldbuße die Kosten 
beigetrieben, so gelten auch für die Kosten die Vor- 
schriften über die Vollstreckung der Geldbuße. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Anzuwendende Vorschriften 

§ 107 

Für die Berufsgerichtsbarkeit sind ergänzend das 
Gerichtsverfassungsgesetz, die Strafprozeßordnung 
und das Gerichtskostengesetz sinngemäß anzuwen- 
den. 


SECHSTER TEIL 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 108 

Landwirtschaftliche Buchstellen 

§ 11 Abs. 2 gilt nicht für die Bezeichnung „land- 
wirtschaftliche Buchstelle' 1 , wenn sie seit mindestens 

1. Januar 1960 geführt wurde. 

§ 109 

Vor dem Inkrafttreten des Gesetzes zugelassene 
Steuerberater und Helfer in Steuersachen 

(1) Wer beim Inkrafttreten dieses Gesetzes in 
seinem Geltungsbereich als Steuerberater oder 
Helfer in Steuersachen öffentlich bestellt oder end- 
gültig zugelassen ist, ist Steuerberater oder Steuer- 
bevollmächtigter, ohne nochmals bestellt zu werden. 


(2) Die in Absatz 1 bezeichneten Personen haben 
innerhalb von sechs Monaten nach dem Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes bei der bestellenden Behörde 
ihre Eintragung in das für den Bezirk ihrer beruf- 
lichen Niederlassung geführte Berufsregister zu 
beantragen. Sie haben dabei das Vorliegen der Vor- 
aussetzung des Absatzes 1 nachzuweisen. Vor der 
Eintragung haben Steuerberater und Steuerbevoll- 
mächtigte die Versicherung nach §10 Abs. 2 albzu- 
geben. 

(3) Wird der Antrag nicht rechtzeitig gestellt 
oder der Nachweis nach Absatz 2 Satz 2 nicht recht- 
zeitig geführt oder weigert sich der Antragsteller, 
die Versicherung nach § 10 Abs. 2 abzugeiben, so 
erlischt die Eigenschaft als Steuerberater oder 
Steuerbevollmächtigter. In Fällen unbilliger Härte 
kann die bestellende Behörde eine Verlängerung der 
Antrags- und Nachweisungsfrist gewähren. 

§ HO 

Vorläufig zugelassene Steuerberater und 
Helfer in Steuersachen 

(1) Steuerberater und Helfer in Steuersachen, die 
beim Inkrafttreten dieses Gesetzes in seinem Gel- 
tungsbereich vorläufig zugelassen sind, dürfen bis 
zur Ablegung der Steuerberaterprüfung oder Steuer- 
bevollmächtigtenprüfung weiter tätig werden. 

(2) Die vorläufige Zulassung als Steuerberater 
oder Helfer in Steuersachen erlischt, 

1. wenn die Zulassung zur Prüfung nicht in- 
nerhalb von drei Monaten nach Inkraft- 
treten dieses Gesetz beantragt wird; 

2. wenn die Zulassung zur Prüfung rechts- 
kräftig versagt oder zurückgenommen ist; 

3. wenn die Prüfung nicht bestanden ist. 

§ Ul 

Bestehende Gesellschaften 

(1) Steuerberatungsgesellschaften, die beim In- 
krafttreten dieses Gesetzes in seinem Geltungsbe- 
reich zugelassen oder anerkannt sind und den Vor- 
aussetzungen des § 17 Abs. 1 entsprechen, dürfen 
weiter tätig werden. 

(2) Steuerberatungsgesellschaften, die beim In- 
krafttreten dieses Gesetzes in seinem Geltungsbe- 
reich zugelassen oder anerkannt sind und den Vor- 
aussetzungen des § 17 Abs. 1 nicht entsprechen, 
dürfen bis zum Ablauf des Kalenderjahres, das auf 
das Inkrafttreten dieses Gesetzes folgt, weiter tätig 
werden. Sie dürfen, wenn sie gleichzeitig Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaften oder Buchprüfungsge- 
sellschaften sind, nach diesem Zeitpunkt weiter 
tätig werden, wenn mindestens die Hälfte der Vor- 
standsmitglieder, Geschäftsführer oder persönlich 
haftenden Gesellschafter Steuerberater sind. In be- 
sonderen Fällen kann die oberste Landesbehörde 
Befreiung von dieser Voraussetzung bewilligen. 

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Ge- 
sellschaften haben innerhalb von drei Monaten nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bei der obersten 
Landesbehörde ihre Eintragung in das Berufs- 
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register zu beantragen und dabei das Vorliegen der 
Voraussetzungen der Absätze 1 oder 2 Satz 1 nach- 
zuweisen. Wird der Antrag nicht rechtzeitig gestellt 
oder die Zulassung oder Anerkennung als Steuer- 
beratungsgesellschaft nicht rechtzeitig nachgewie- 
sen, so dürfen sie nicht weiter tätig werden. Weist 
eine unter Absatz 1 fallende Gesellschaft nicht recht- 
zeitig nach, daß sie den Voraussetzungen des § 17 
Abs. 1 entspricht, so ist sie wie eine unter Absatz 2 
Satz 1 fallende Gesellschaft zu behandeln. In Fällen 
unbilliger Härte kann die oberste Landesbehörde 
eine Verlängerung der Antrags- oder Nach wei- 
sungsfrist gewähren. 

(4) Gesellschaften und Personenvereinigungen, 
denen beim Inkrafttreten dieses Gesetzes die Er- 
laubnis zur Hilfeleistung in Steuers achen nach 
§ 107 a Abs. 1 der Reichsabgabenordnung erteilt ist, 
dürfen bis zum Ablauf des Kalenderjahres, das auf 
das Inkrafttreten dieses Gesetzes folgt, weiter tätig 
werden. Ihre Verpflichtung, ihren Beruf nur durch 
die in der Erlaubnis namentlich bezeichnet en Per- 
sonen auszuüben, wird hierdurch nicht berührt. Ab- 
satz 3 Satz 1, 2 und 4 gilt sinngemäß. Auf Gesell- 
schaften und Personenvereinigungen, die nach In- 
krafttreten des § 119 Abs. 2 einer Erlaubnis zur 
Hilfeleistung in Steuersachen nicht mehr bedürfen, 
sind die Sätze 1 bis 3 nicht anzuwenden. 

(5) Die §§ 19 bis 22 und 26 bis 29 gelten sinn- 
gemäß. § 19 gilt nicht für die in Absatz 4 Satz 1 
genannten Gesellschaften und Personenvereinigun- 
gungen. Auf die nach Absatz 4 Satz 2 tätigen Per- 
sonen, die nicht als Steuerberater oder Helfer in 
Steuersachen bestellt oder zugelassen sind, ist § 50 
sinngemäß anzuwenden. Sie sind Mitglieder der 
Berufskammer der Steueibevollmächtigten. 

§ lfl2 

Bestehende auswärtige Geschäftsstellen 

Auswärtige Geschäftsstellen, die beim Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes bereits bestehen, dürfen weiter 
unterhalten werden, wenn einer der Leiter Steuer- 
berater oder Steuerbevollmächtigter ist. 

§ 113 

Anhängige Prüfungen 

Bewerber, die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
nach bisherigem Recht zur Prüfung als Steuerberater 
oder Helfer in Steuersachen zugelassen sind, wer- 
den nach den bisherigen Vorschriften geprüft und 
nach Bestehen der Prüfung nach § 10 als Steuer- 
berater oder Steuerbevollmächtigter bestellt. Die 
Bestellung ist zu versagen, wenn die Voraussetzun- 
gen des § 7 nicht vorliegen. 

§ 114 

Pflichtverletzung vor dem Inkrafttreten des Gesetzes 

(1) Die Vorschriften des Fünften Teils dieses 
Gesetzes sind anzuwenden, wenn ein Mitglied der 
Berufskammer seine Pflichten bei der Berufsaus- 
übung vor dem Inkrafttreten des Gesetzes schuldhaft 
verletzt hat. 


(2) Anhängige Verfahren, die beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes noch nicht abgeschlossen sind, wer- 
den nach dem bisherigen Recht weiter durchgeführt, 
es sei denn, die Stelle, bei der das Verfahren an- 
hängig ist, hält die Ausschließung aus dem Beruf 
für erforderlich. In diesem Falle verweist sie die 
Sache an die nach § 64 zuständige Staatsanwalt- 
schaft. 

§ 115 

Erleichterte Steuerberaterprüfung 
für Steuerbevollmächtigte 

(1) Steuerlbevollmächtigte, denen aus politischen, 
rassischen oder religiösen Gründen in den Jahren 
1933 bis 1945 die Ablegung der Steuerberater- 
prüfung nicht möglich war, können innerhalb eines 
Jahres nach Inkrafttreten dieses Gesetzes die Zulas- 
sung zu einer erleichterten Steuerberaterprüfung be- 
antragen. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Steuerbevoll- 
mächtigte, die nach dem 30. September 1948 aus der 
Kriegsgefangenschaft heimgekehrt sind (Spätheim- 
kehrer im Sinne des Heimköhrergesetzes). 

(3) Außer den Voraussetzungen des Absatzes 1 
oder 2 und ides § 7 ist weitere Voraussetzung, daß 
der Bewerber in den letzten sechs Jahren vor der 
Antragstellung ununterbrochen hauptberuflich als 
Helfer in Steuers achen tätig war. 

§ 116 

Einberufung der ersten Mitgliederversammlung 
der Berufskammer 

(1) Die erste Mitgliederversammlung der Berufs- 
kammer tritt spätestens :am sechzigsten Tage nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes zusammen. Sie 
wird durch die Oberfinanzdirektion mittels öffent- 
licher Bekanntmachung im Bundessteuerblatt Teil II 
einberufen. Der Oberfinanzpräsident führt bis zur 
Wahl des Präsidenten der Kammer den Vorsitz in 
der Mitgliederversammlung. Stimmberechtigt sind 
alle Personen, die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
als endgültig zugelassene Steuerberater oder Steuer- 
bevollmächtigte ihre berufliche Niederlassung im 
Oberfinanztbezirk gehabt haben. 

(2) Die erste Mitgliederversammlung hat zu 
wählen 

1. den Vorstand der Kammer, 

2. die Personen, die als Beisitzer im berufs- 
gerichtlichen Verfahren vorgeschlagen wer- 
den sollen. 

§117 

Einberufung der ersten Mitgliederversammlung 
der Bundeskammer 

(1) Die erste Mitgliederversammlung der Bundes- 
kammer tritt spätestens am neunzigsten Tage nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes zusammen. Sie 
wird durch den Präsidenten der Berufskammer für 
den Oberfinanzbezirk Köln einberufen. Er führt bis 
zur Wahl eines anderen Vorsitzenden den Vorsitz in 
der Mitgliederversammlung. 
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(2) Die erste Mitgliederversammlung hat den 
Vorstand der Bundeskammer zu wählen. 

(3) Solange die Mitgliederversammlung kein an- 
deres Stimmenverhältnis beschließt, 'hat jede Berufs- 
kammer mindestens zwei Stimmen, Berufskammern 
der Steuerberater mit mehr als zweihundert Mit- 
gliedern und Berufskammern der Steuerbevollmäch- 
tigten mit mehr als neunhundert Mitgliedern haben 
drei Stimmen. 

§ 118 

Durchführungsbestimmungen 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, nach An- 
hören der Bundeskammern mit Zustimmung des 
Bundesrates durch Rechtsverordnung Bestimmungen 
zu erlaissen 

1 . über 

a) das Verfahren bei der Zulassung zur Prü- 
fung und bei der Befreiung von derPrüfung, 
insbesondere die dem Antrag auf Zulassung 
zur Prüfung beizufügenden Unterlagen, 

b) die Durchführung der Prüfung, insbesondere 
die Prüfungsgebiete, die schriftliche und 
mündliche Prüfung, 

c) die Zusammensetzung des Zulasisungs- und 
des Prüfungsausschusses, 

d) die Gebühren für das Verfahren nach Buch- 
stabe a und für die Prüfung; 

2. über die Bestellung; 

3. über das Verfahren bei der Anerkennung als 
Steuerberatungsgesellschaft und die Gebühren 
für die Anerkennung; 

4. über Einrichtung und Führung des Beirufs- 
registers sowie über Meldepflichten. 

§ 119 

Änderungen der Reichsabgabenordnung 

(1) Bis zur Neufassung des § 107 Abs. 2 und 3 der 
Reichsabgabenordnung durch eine Finanzgerichts- 
ordnung dürfen außer Rechtsanwälten, Notaren, 
Steuerberatern und Steuerberatungsgesellschaften 
auch Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer, die in 
§ 107 a Abs. 2 Ziff. 3 der Reichsabgabenordnung ge- 
nannten Wirtschaftspiüfungsgesellschafteai und Buch- 
prüfungsgesellschaften sowie Steuerbevollmächtigte 
nicht auf Grund des § 107 Abs. 2 der Reichs- 
abgabenordnung zurückgewiesen werden, wenn 
sie als Bevollmächtigte oder Beistände gegenüber 
Finanz- und Steuerbehörden tätig werden. Eine 
Tätigkeit vor Finanzgerichten wird hiervon nicht be- 
rührt. 

(2) § 107 a der Reichsabgabenordnung erhält fol- 
gende Fassung: 

„§ 107 a 

(1) Zur geschäftsmäßigen Hilfeleistung in Steuer - 
sachen sind Steuerberater, Steuerberatungsgesell- 
schaften und Steuerbevollmächtigte nach den Vor- 
schriften des Steuerberatungsgesetzes befugt. Der 


Begriff „Hilfeleistung in Steuersachen' 1 umfaßt auch 
die Hilfeleistung in Steuerstrafsachen und die Hilfe- 
leistung bei der Erfüllung der Buchführungspflichten, 
die aufgrund von Steuergesetzen bestehen. Die Vor- 
schriften der einzelnen Verfahrens Ordnungen über 
die Zulassung von Bevollmächtigten und Beiständen 
bleiben unberührt. 

(2) Zur geschäftsmäßigen Hilfeleistung in Steuer- 
sachen sind ferner befugt 

1. Behörden und Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts im Rahmen ihrer Zuständig- 
keit; 

2. Rechtsanwälte, Notare, Verwaltungsirechts- 
räte, Patentanwälte, Prozeßagenten, Wirt- 
schaftsprüfer und vereidigte Buchprüfer; 

3. Wirtschaftsprüfungsgesellschaften und 
Buchprüfungsgesellschaften, sofern die 
Hilfe in Steuersachen durch Vorstandsmit- 
glieder, Geschäftsführer oder persönlich 
haftende Gesellschafter geleistet wird, die 
unter Absatz 1 oder Absatz 2 Ziff. 2 fallen; 

4. Verwahrer und Verwalter fremden oder 
zu treuen Händen oder zu Sicherungs- 
zwecken übereigneten Vermögens, soweit 
(sie hinsichtlich dieses Vermögens Hilfe in 
Steuersachen leisten,- 

5. Unternehmer, die ein Handelsgewerbe be- 
treiben, soweit sie sin unmittelbarem Zu- 
sammenhang mit einem Geschäft, das zu 
ihrem Handelsgewerbe gehört, ihren Kun- 
den Hilfe in Steuersachen leisten; 

6. genossenschaftliche Prüfungsverbände, 
Spitzenverbände und genossenschaftliche 
Treuhandstellen, soweit sie im Rahmen 
ihres Aufgabenbereichs ihren Mitgliedern 
Hilfe iin Steueirsachen leisten; 

7. als Berufsvertretung oder auf ähnlicher 
Grundlage gebildete Vereinigungen oder 
Stellen, soweit sie im Rahmen ihres Auf- 
gabenbereichs ihren Mitgliedern Hilfe in 
Steuensachen unter Verzicht auf Werbung 
hierfür leisten; § 95 des Bundesvertriebe- 
oengesetzes bleibt unberührt; 

8. Gesellschaften und Personenvereinigungen, 
deren satzungsmäßige Aufgabe die Hilfe- 
leistung für land- und forstwirtschaftliche 
Betriebe im Sinne des Bewertungsgesetzes 
ist, soweit sie die Hilfe unter Verzicht auf 
Werbung im Rahmen dieses Aufgaben- 
bereichs durch gesetzliche Vertreter oder 
leitende Angestellte leisten, die unter Ab- 
satz 1 oder Absatz 2 Ziff. 2 fallen; 

9. Angestellte, soweit sie Steuersachen ihres 
Dienstherrn erledigen; 

10. Angestellte, soweit sie bei den in Absatz 1 
und in Absatz 2 Ziff. 1 bis 8 bezeichneten 
Personen oder Stellen mit der Bearbeitung 
von Steuersachen beschäftigt sind und ihre 
Tätigkeit in (Steuersachen sich in den Gren- 
zen hält, die für die Steuer rechtliche Be- 
tätigkeit des Diensfherrn bestehen. 
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(3) Andere Personen, Unternehmen und Stellen 
dürfen nicht geschäftsmäßig Hilfe in Steuersachen 
leisten, insbesondere nicht geschäftsmäßig Rat in 
Steuersachen erteilen. Dies gilt nicht für die Erstat- 
tung wissenschaftlich ‘begründeter Gutachten. 

(4) Sofern eine Tätigkeit nach Absatz 2 Ziff. 4, 
7 bis 10 zur Umgehung des Verbots nach Absatz 3 
mißbraucht wird, kann das Finanzamt die Hilfe- 
leistung in Steuersachen untersagen. 

(5) Die für die Finanzverwaltung zuständige 
oberste Landesbehörde kann den in Absatz 2 Ziff. 7 
bezeichneten Vereinigungen und Stellen im Einver- 
nehmen mit den fachlich beteiligten obersten Landes- 
behörden die Hilfeleistung in Steuersachen unter- 
sagen, wenn eine sachgemäße Tätigkeit nicht 
gewährleistet ist. Dies gilt nicht, wenn ein Steuer- 
berater oder Steuerbevollmächtigter die Hilfe- 
leistung in Steuersachen leitet.“ 

(6) § 109 Abs. 2, § 177 Abs. 1 Ziff. 3, Abs. 2 und 
§199 Abs. 2 der Reichs ab gabenordnung finden auf 
Steuerberater und Steuerbevollmächtigte sowie auf 
Wirtschaftsprüfer und vereidigte Buchprüfer sinn- 
gemäß Anwendung. Auf die Gehilfen der in Satz 1 
bezeichneten Personen findet § 177 Abs. 1 Ziff. 4, 
Abs. 2 der Reichsabgabenordnung sinngemäß An- 
wendung. 

§ 120 

Aufhebung gesetzlicher Vorschriften 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes wer- 
den aufgehoben: 

1. die Verordnung zur Durchführung des 
§ 107 der Reichsabgabenordnung vom 18. 
Februar 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 245), 

idie Verordnung zur Durchführung des 
§ 107 a der Reichsabgabenordnung vom 
11. Januar 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 11), 

die Verordnung über die Reichskammer 
der Steuerberater vom 12. Juni 1943 
(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 150 vom 1. 
Juli 1943, Reichsgesetzbl. I S. 374), 

die Zwelite Verordnung über die Reichs- 
kammer der Steuerberater vom 8. Juli 
1943 (Deutscher Reichsanzeiger Nr. 158 
vom 10. Juli 1943, Reichsgesetzbl. I S. 
385); 

2. soweit sie das Berufsrecht der Steuer- 
berater betreffen, 

a) das bayerische Gesetz Nr. 105 über 
Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren und 
(Steuerberater vom 9. März 1948 
(Bayerisches Gesetz- und Verordnungs- 
blatt S. 45), 

die Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes Nr. 105 über Wirtschaftsprü- 
fer, Bücherrevisoren und Steuerbera- 
ter vom 15. Dezember 1948 (Bayeri- 
sches Gesetz- und Verordnungsblatt 
1949 S. 4) sowie 


die Zweite Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Gesetzes Nr. 105 über Wirt- 
schaftsprüfer, Bücherrevisoren und 
Steuerberater vom 15. Juni 1949 
(Bayerisches Gesetz- und Verordnungs- 
blatt S. 272), 

die Rechtsanordnung über Wirtschafts- 
prüfer, Bücherrevisoren und Steuerbe- 
rater vom 16. August 1948 (Amtsblatt 
des ehemaligen bayerischen Kreises 
Lindau Nr. 62 vom 17. August 1948), 

b) das württemlbergisch-badische Gesetz 
Nr. 911 über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vorn 
17. Dezember 1947 (Regierungsblatt der 
Regierung Württemberg-Baden 1948 
S. 9), 

die Verordnung Nr. 937, Erste Ver- 
ordnung zur Durchführung des Geset- 
zes über Wirtschaftsprüfer, Bücherre- 
visoren und Steuerberater vom 8. No- 
vember 1948 (Regierungsblatt der Re- 
gierung Württemberg-Baden 1949 S. 7) 
sowie 

die Verordnung Nr. 938, Zweite Ver- 
ordnung zur Durchführung des Geset- 
zes über Wirtschaftsprüfer, Bücherre- 
visoren und Steuerberater vom 8. No- 
vember 1948 (Regierungsblatt der Re- 
gierung Württemberg-Baden 1949 S. 16), 

c) das hessische Gesetz über Wirtschafts- 
prüfer, Bücherrevisoren und Steuer- 
berater vom 13. Dezember 1947 (Ge- 
setz- und Verordnungsblatt für das 
Land Hessen 1948 S. 8), 

idie Erste Durchführungsverordnung 
zum Gesetz über Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater vom 
3. Mai 1950 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt für das Land Hessen S. 73) sowie 

die Zweite Durchführungsverordnung 
zum Gesetz über Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater 
vom 3. Mai 1950 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für das Land Hessen tS. 84), 

d) das bremische Gesetz über Wirtschafts- 
prüfer, Bücherrevisoren und Steuerbe- 
rater vom 26. Februar 1948 ^Gesetz- 
blatt der Freien Hansestadt Bremen 
S. 29), 

die Erste Durchführungsverordnung 
zum Gesetz über Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater 
vom 4. Dezember 1948 (Gesetzblatt 
der Freien Hansestadt Bremen S. 238) 
sowie 

die Zweite Durchführungsverordnung 
zum Gesetz über Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater 
vom 4. Dezember 1948 (Gesetzblatt der 
Freien Hansestadt Bremen S. 246), 
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e) die rheinland-pfälzischen Richtlinien 
für die Zulassung von Steuerberatern 
vom 31. März 1953 (Ministerialblatt 
der Landesregierung von Rheinland- 
Pfalz S. 219); 


und steuerberatenden Berufe durch die 
Abteilung für Wirtschaft und die Finanz- 
abteilung des Magistrats von Großberlin 
vom 30. Juni 1947 (Verordnungsblatt für 
Groß-Berlin S. 231); 


3. die bayerischen Richtlinien für die Zulas- 
sung von Helfern in Steuersachen vom 16. 
September 1957 (Finanzministerialblatt S. 
990); 

4. die württembergisch-badische Verordnung 
Nr. 536, Verordnung zur Durchführung des 
§ 107 a der Reichsabgabenordnung (AO) 
vom 16. März 1949 (Regierungsblatt der 
Regierung Württemberg-Baden S. 201); 

5. soweit sie das Berufsrecht der Steuersach- 
verständigen (Steuerberater und Helfer 
in Steuersachen) betreffen, 

a) die Anordnung über die Bildung der 
Kammer der Wirtschafts- und Steuer- 
sachverständigen im Gebiet von Baden 
(französische Zone) vom 15. Januar 
1946 (Amtsblatt der Militärregierung 
Baden S. 6), 

b) die Rechtsanordnung über die Bildung 
der Kammer der Wirtschafts- und 
Steuersachverständigen im LandWürt- 
tembergddohenzollern vom 8. März 
1946 (Amtsblatt des Staatssekretariats 
für die französische Besatzungszone 
Württemberg-Hohenzollern S. 19), 

c) der Präsidialerlaß des Oberpräsiden- 
ten von Rheinland-Hessen-Nassau betr. 
Errichtung einer Kammer der Wirt- 
schafts- und Steuersachverständigen 
für Rheinland-Hessen-Nassau vom 
20. September 1946 (Amtsblatt S. 193); 

6. der Erlaß der Leitstelle der Finanzverwal- 
tung für die Britische Zone über die 
Reichskammer der Steuerberater vom 
24. September 1947 (Steuer- und Zollblatt 
der Leitstelle der Finanzverwaltung für 
die Britische Zone S. 407), 

die Verordnung des Präsidenten der Leit- 
stelle der Finanzverwaltung für die Bri- 
tische Zone über die Hauptkammer der 
Steuerberater und Helfer in Steuersachen 
vom 31. März 1948 (Steuer- und Zollblatt 
der Leitstelle der Finanzverwaltung für 
die Britische Zone S. 90), 

der Erlaß der Gemeinsamen Steuer- und 
Zollabteilung der Finanzminister der Län- 
der Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen 
und Schleswig-Holstein und des Finanz- 
senators der Hansestadt Hamburg über 
die Zulassung als Helfer in Steuer Sachen 
vom 7. März 1949 (Steuer- und Zollblatt 
der Gemeinsamen Steuer- und Zollabtei- 
lung S. 97); 


8. das Gesetz Nr. 551 über die Errichtung 
der Kammer der Steuerberater und Helfer 
in Steuersachen für das Saarland sowie 
deren Ehren- und Berufsgerichtsbarkeit 
vom 20. Dezember 1956 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 1661), 

die Verordnung über die Zulassung von 
Steuerberatern und Helfern in Steuer- 
sachen vom 30. Juli 1949 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 779) in der Fassung der 
Verordnung zur Änderung der Verord- 
nung über die Zulassung von Steuerbera- 
tern und Helfern in Steuersachen vom 
30. Juli 1949 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 779) vom 31. Mai 1951 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 923). 

(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die Abwicklung der Organi- 
sationen, denen durch dieses Gesetz die Rechts- 
grundlage entzogen wird, zu regeln. Das Versor- 
gungswerk der Kammer der Steuerberater und Helfer 
in Steuersachen für das Saarland bleibt auf- 
rechterhalten. Die Regierung des Saarlandes wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung die erforder- 
lichen Vorschriften über die Beibehaltung des Ver- 
sorgungswerkes, insbesondere in der Form einer 
Körperschaft des öffentlichen Rechts, über die Mit- 
gliedschaft der Steuerberater und Steueibevollmäch- 
tigten, über die Satzung und über die Dienstaufsicht 
zu erlassen. 

§ 121 

Land Berlin, Freie und Hansestadt Hamburg 

(1) Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 i(Bundes- 
gesetzbl, I S. 1) mit der Maßgabe auch im Land Ber- 
lin, daß an Stelle des Finanzgerichts, solange ein 
solches nicht gebildet ist, das Verwaltungsgericht 
tritt. Rechtsverordnungen, die auf Grund der in die- 
sem Gesetz enthaltenen Ermächtigung erlassen wer- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

(2) Der Senat der Freien und Hansestadt Ham- 
burg wird ermächtigt, die Vorschriften dieses Ge- 
setzes über die Zuständigkeit der Behörden dem be- 
sonderen Verwaltungsauf bau in Hamburg anzu- 
passen. 

§ 122 

Inkrafttreten des Gesetzes 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des § 120 
Abs. 2 am ersten Kalendertage des dritten Kalender- 
monats nach seiner Verkündung in Kraft. 


7. die Bekanntmachung betr. Zulassung und 
Prüfung der Angehörigen der wirtschafts- 


(2) § 120 Abs. 2 tritt am Tage nach der Verkün- 
dung des Gesetzes in Kraft. 
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